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Einleitung. 

Landstandschaft und Landeshoheit in Ostpreursen 

bis 1688. 



Erster Abschnitt. 
Die prenlsischeu Ständet 

Später als in andern deutschen Territorien waren die 
Stände in Preufsen zu korporativer Geschlossenheit gelangt: 
bis zum Anfang des 15. Jahrhunderts wird ihre Macht nieder- 
gehalten. Der Orden, im Besitze der Landeshoheit, war wirt- 
schaftlich zu wohl fundiert, als dafs er gezwungen gewesen 
wäre, mit Forderungen an seine Vasallen heranzutreten, die 
ihn in Abhängigkeit von diesen gebracht und das Bewufstsein 
der Solidarität in den Ständen wachgerufen hätten; er war 
wehrkräftig genug, um sie zur Gefolgschaft zwingen zu können. 
So liefs er wohl nachsichtig die Bildung der Städtetage zu, 
die aus dem Hansebund entstanden waren, und die Ver- 
einigung des Adels besonders im Culmerlande (Eidechsen- 
bund): der Interessengegensatz beider liefs ihn nichts Ernst- 
haftes fürchten, auch als er nach der Krisis von 1410 sich 
gezwungen sah, auf wirklichen Landtagen mit ihnen zu ver- 
handeln, und beide, Städte und Adel, 1441 einen Bund 
schliefsen. Der Umschwung trat ein mit dem zweiten Auf- 
stande. Der dreizehnjährige Krieg, der die Ordensmacht völlig 
brach, hatte eine Festigung der Macht der Stände zur Folge, 
befördert durch den Rückhalt an Polen und die Stärkung des 
Adels vor allem; denn die Hauptleute der Söldner, die auf 
des Ordens Hilferuf nach Preufsen geeilt waren, waren aus 
seinen Verteidigern seine Gläubiger geworden und hatten sich 



* Vorwiegend benützt: G. A. v. Mülverstedt, Diplomatarium 
Ileburgense. Magdeburg (1879). II. Teil. — Job. Voigt, Namenskodez. 
— Pnvilegia der Stände des Herzogtums Preufsen. Braunsberg (1616). 
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auf dem ihnen vom Orden zugewiesenen Grundbesitz an- 
gesiedelt. So mehrte die Fortführung der militärischen Koloni- 
sation die Reihen der gegnerischen Stände. Sie schlössen sich 
bald zu einer Gesamtkörperschaft zusammen. Das stärkste 
Band ihrer Einheit war die Gegnerschaft gegen die Landes- 
hoheit, auch und besonders, nachdem dieselbe vom Orden an 
einen Fürsten übergegangen war. 

Ihre Erklärung findet diese Gegnerschaft in der socialen 
und wirtschaftlichen Stellung der Stände jener Zeit. Wie die 
alten eingeborenen Geschlechter ihren drrundbesitz als Va- 
sallen des Ordens zu Lehen erhalten hatten, so hatte man 
auch der grofsen Zahl deutscher Edelleute, die unter den 
Fahnen des Ordens in dem dreizehnjährigen Kampfe und 
früher gestritten, zur Tilgung ihrer oft sehr beträchtlichen 
Forderungen an den Orden erledigte Lehngüter oder Ordens- 
domänen zugewiesen, und diese lehnsweise Aufteilung des 
Grundbesitzes hatte sich fortgesezt, als zwei Fürstensöhne 
aus mächtigen Häusern, Friedrich von Sachsen und Albrecht 
von Brandenburg, das Ordensregiment erhielten (1497 — 1525) 
und mancher jüngere Edelmann aus der Heimat ihnen folgte. 
Immer war die Bedingung für diese Überweisung von Grund- 
besitz der Wehrdienst. Persönlich, zum Teil schon als Führer 
gröfserer Rotten, sollten sie die Wehrmacht des verfallenden 
Ordens stärken. 

Grofse Teile des Landes waren so aufgeteilt unter eine 
Schicht der Gesellschaft, deren einzelne Glieder, nach oben 
nur gebunden durch die Verpflichtung des Wehrdienstes, in 
ihrem Gebiete unumschränkte Herren waren. In dem Be-. 
wufstsein dieser Selbstherrlichkeit, beruhend auf der Grund- 
herrlichkeit, kollidierten sie nun mit den Landesherren. Auch 
diese sahen sich nach der Säkularisation zunächst als Herren 
von Grund und Boden an. Je mehr sie es versuchten, sich 
als solche Geltung zu verschaffen und sich in die Details der 
Landesverwaltung zu mischen, erschienen sie der grund- 
besitzenden Schicht der Gesellschaft als Gegner. Dem Landes- 
herrn traten die Grundherren gegenüber, und in diesem Wider- 
streit wurden die socialen Stände zu politischen. Jeder 
Edelmann fühlte sich als Fürst auf seinem Boden, jedes städ- 
tische Gemeinwesen wollte mit dem zugehörigen Gebiet ein 
Staat im Kleinen sein ; beide waren einig in ihrem Selbstgefühl 
dem Landesherrn gegenüber, in ihrem Bewufstsein, desselben 
nicht zu bedürfen. Und die Schärfe dieses Gegensatzes wurde 
in Preufsen nicht gemildert durch ein wohl anderswo früh 
entwickeltes TreuverKältnis. Die preufsischen Stände waren 
dazu vom Orden nicht erzogen worden. So trugen sie nie 
Bedenken, wenn es die Wahrung und Mehrung ihrer Macht- 
stellung zu erheischen schien, im nachbarlichen Polen Schutz 
gegen den Landesherrn zu suchen. 



Der Gang der Entwickelung macht dann aus dem kriege- 
rischen Grundherrn den Gutsherrn, der aus wirtschaftlichen 
Interessen seinen Besitz zu vermehren strebte, nicht zum Heile 
der unteren Schichten auf derii platten Lande, die mehr und 
mehr in wirtschaftliche Abhängigkeit vom Adel kamen. Die 
steigenden Erträgnisse der Bodenkultur und deren kauf- 
männische Verwertung bringen den Adel des 16. Jahrhunderts 
in heftige Konflikte mit den Städten, die allen Handel und 
die Gewerbe als ihr Monopol betrachteten, und die in eng- 
herziger Abschliefsung und egoistischer Ausbildung eines 
starren Fremdenrechtes hi.er, wie anderswo, ihr Heil suchten. 
Das wirtschaftliche Übergewicht des Adels war gesichert, da 
Herzog Albrecht sich stets auf seine Seite stellte. Ihm ver- 
dankte der Adel bald weitergehende Vorteile. 

Mit der Übertragung des Grundbesitzes war der Adelige 
nicht nur Grundherr geworden; ihm stand rechtlich damit 
auch .die Verwaltung dieses Besitzes im allgemeinsten Sinne 
des Wortes zu, vor allem die Rechts- und Friedensbewahrung: 
er war die Obrigkeit seines Grundbesitzes. Bereitwillig war 
ihm diese, mit dem Besitz verknüpft, überlassen worden. Denn 
so sehr sie die Machtbefugnis des Grundherrn über seine 
Untersassen steigerte, so bot sie doch in jener Zeit die einzige 
Handhabe für eine Verwaltung überhaupt in unterster Instanz, 
so lange es an sonstigen Organen für dieselbe noch völlig 
fehlte. Es war nur eine kluge Ausnutzung der Verhältnisse, 
wenn es der Adel bald verstand, auch in den mittleren und 
höheren Verwaltungsapparat einzudringen und so auch seinen 
Einflufs zu wahren, als er seinem ursprünglichen Berufe ent- 
fremdet worden war. Für Jahrhunderte war sein Einflufs ge- 
sichert und der des Landesherrn auf das nachhaltigste unter- 
bunden, als 1542 durch die Regiments-Notul und weiterhin 
die Verwaltung des Landes nach dem Begehren des Adels 
geordnet worden war. Gewifs wurde durch diese Thätigkeit 
in nicht geringerem Grade als durch die genossenschaftliche 
Organisation auf dem Landtage der Blick des Adels hinaus- 
geführt über die engen Grenzen seines Grundbesitzes ; er ge- 
wann Interesse am Ganzen, seit er es vom Centrum aus über- 
schauen lernte. Aber dies Ganze interessierte ihn doch haupt- 
sächlich nur, weil es ihm so persönlich weiteren Nutzen brachte, 
weil er so seine Selbstherrlichkeit auf eine breitere Basis 
stellen konnte. Jedenfalls traf das Interesse dieses Beamten- 
adels nie mit dem des Landesherrn als solchen zusammen. 
Indem der letztere dem Adel auch seinen grofsen Grundbesitz 
zur Verwaltung unterstellte, mit anderen Worten, zur Aus- 
beutung überliefs, stärkte er dessen Stellung, und begab er 
sich selbst der besten Handhabe zur weiteren Durchsetzung 
der Landeshoheit. 

Das rechtliche Mittel, dessen sich der Adel bei diesem 
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Vorgehen bediente, war das Indigenat, vergleichbar dem 
Fremdenrecht der Städte, von gleicher Tendenz, wenn auch 
in den Wirkungen verschieden, gerichtet gegen Ausländer 
und gegen Bürgerliche. Es war, wie jedes Privileg, eine lex 
specialis, eine öflfentlichrechtliche Anerkennung eines beson- 
deren, vom jus commune abweichenden Rechtszustandes des 
Adels, in seiner Beziehung zur Landesverwaltung. Die Aus- 
dehnung seiner Geltung auf die ganze Verwaltung vollzog 
sich in der zweiten Hälfte des 16. Jahrhunderts : Die Regiments- 
Notul von 1542 führt die Indigenae in das Centrum, die Ober- 
ratsstube; durch die Decreta von 1609 wurde der letzte 
bürgerliche Beamte aus der Behördenorganisation Preufsens 
verbannt; fortan war die gesamte Hierarchie derselben in den 
Händen des Adels. 

Es war die Zeit der gröfsten Machtentfaltung der Stände 
gewesen, da sich dies vollzog. Sie hatten diese zunächst be- 
nutzt, sich die Verwaltung des Landes zu sichern. Sie hatten 
damit scheinbar nur die Interessen derer gefördert, die jene 
Ämter erlangten; das Interesse der Einzelnen tiberwog noch 
das des Ganzen, das besser durch eine Kodifizierung der 
Rechte des Landtages zum Ausdruck gekommen wäre. Vom 
ständischen Standpunkt aus hatten sie damit gewifs recht: 
ein Grund unter vielen, warum die preufsischen Stände so 
schwer nur später gebeugt wurden und dem Absolutismus so 
schweren Kampf aufdrängen konnten. 

Durch Verhandlungen mit dem ihm günstig gesinnten 
Herzog (Albrecht) hatte sich der Adel für Jahrhunderte seine 
Position gesichert; die Gegnerschaft gegen den Herzog, der 
später das Ständetum beseitigen und so mit einem Schritt 
zum Absolutismus kommen wollte, schlofs die Reihen der 
Stände. Eine unblutige Revolution brachte den Herzog um 
alle seine Macht. Mit Hilfe polnischer Kommissare erhalten 
die Stände eine Verfassungsurkunde (5. Oktober 1566), die 
alles kodifizierte, was ständisches Recht und ständischer Brauch 
gewesen war auf den bisher nur irregulär berufenen Land- 
tagen. Es ist das grofse Fundament ständischer Rechte, dem 
die Stände bis zum Untergang in unserer Zeit ihre Argu- 
mente entnehmen, zugleich ihre Organisationsurkunde, die 
ihnen die Gesetzgebung völlig überliefs, nachdem ihnen schon 
vorher die vollziehende Gewalt überlassen worden war. 

Sie hätten die Monarchie, wie es ihnen wohl zeitweise 
gelang, zum Schatten herabgedrückt, wenn sie die formelle 
Geschlossenheit der Korporation, wie diese Urkunde sie aus- 
drückt, auch in der Praxis stets gewahrt hätten. Sie begaben 
sich dieser Vorteile durch Spaltungen innerhalb der einzelnen 
Stände sowohl wie auch besonders unter den einzelnen Stän- 
den. So gelang es dem Grofsen Kurfürsten, sie zunächst in 
schwerem Kampfe politisch niederzuzwingen und zur Aner- 
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kennung seiner Souveränetät zu bringen*. Er vermag sogar, 
durch Befolgung des Grundsatzes des divide et impera, indem 
er durch Unterstützung des einen Teils die Anmafsungen des 
andern zurückweist, den ganzen ständischen Organismus zeit- 
weise aufser Funktion zu setzen. 

Einen Hauptschlag führte er dann gegen sie, als er 1680 
den „Oberständen" statt der allgemeinen Accise einen Huben- 
schofs aufzwang, die Städte Königsberg aber von jenen sondert, 
indem er ihnen die Darreichung eines bestimmten Quantums 
an Steuern, das sie bisher geliefert, gewährte. Durch diese 
Begünstigung der Städte Königsberg hatte er die Reihen der 
Gegner gesprengt, und ihre Klagen über „Separation und 
Prägravation" in der ganzen folgenden Zeit zeigen, wie schwer 
getroffen der Gegner war. Nur schwachen Trost konnte es 
ihm gewähren, dafs wenigstens zur Abstellung der drückend- 
sten Mängel, die die Hubensteuer, nach alten Katastern auf- 
gelegt, unbestreitbar hatte, 1681 eine „grofse Kommission" 
eingesetzt wurde, die die Zahl und Bonität der Hüben fest- 
stellen sollte und am Beginn unserer Zeit noch thätig war. 
Ebenso war es nur eine Portsetzung des Strebens, den Gegner 
durch Teilung zu schwächen, als 1687 auch die „kleinen" 
Städte von den Oberständen noch getrennt und ihnen eine 
besondere Steuer, die Accise, auferlegt wurde. — Aber es 
war nicht dabei geblieben, die gemeinsame Aktion der Stände 
zu unterbinden auf den Landtagen ; der Grofse Kurfürst hatte 
ihnen auch den wichtigsten Teil der Exekutive aus der Hand 
gewunden, als er 1681 auch den „Landkasten", ihr wichtigstes 
Steuerorgan, aufser Funktion gesetzt und die Erhebung der 
Steuer in eigene Hand genommen hatte. 

Freilich der Hauptorganismus, der Landtag selbst, blieb 
noch bestehen ; er konnte beim Nachlassen des Druckes wieder 
ungehindert in Thätigkeit treten. 

Ein anderes freilich war es, ob er noch in allen seinen 
Teilen integer, und vor allem, ob er das geeignetste Werk- 
zeug noch eines wirklich ständischen Geistes war, der sich 
in ihm den Körper baute, oder ob mit dem Schwinden dieses 
ständischen Geistes nicht auch die Form schliefslich fallen 
musfte. Dann hatte der Absolutismus freies Spiel; seine 
Organe traten an jener Stelle, 

Zweiter Abschnitt. 
Die prenfsische BehSrdenorganisatiou im allgemeinen. 

Um die Machtverteilung zwischen Landstandschaft und 
Landeshoheit 1688 recht zu würdigen, dürfte es nötig sein, 



^ K. Brejsig, Urkunden u. Aktenstücke. Bd. 15. (1892.) Berlin. 
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ZU überblicken, wie weit der Einflufs und die Macht der 
Landeshoheit in der Behördenorganisation des Landes zur 
Geltung kam, und wie weit der ständische Einflufs auch dort 
noch reichte. Das Kampffeld freilich zwischen beiden Mächten 
ist der Landtag. Aber es ist klar , dafs die Position der 
Stände, die sie in der vom Fürsten ihnen überlassenen Exe- 
kutive hatten, auch die ihrer Genossen bei der beschliefsenden 
Körperschaft beeinflussen mufste. 

Die Behördenorganisation des Herzogtums, obgleich in 
ihrem äufseren Aufbau noch ein einheitliches, schön ge- 
gliedertes Ganze bildend, zeigt doch in ihrer Struktur und in 
der Art der Verbindung mit der Centralleitung in Berlin be- 
reits tiefgehende Unterschiede. 

Noch bestehen die alten ständischen Behörden, auf einer 
weitgehenden Selbstverwaltung beruhend (wenn es gestattet 
ist, diesen Ausdruck hier anzuwenden); sie repräsentieren 
einen nicht zu unterschätzenden Teil der ständischen Macht 
auch neben dem eigentlichen Machtorgan der Stände, dem 
Landtage. Zwar ist ein wesentlicher Teil ihrer früheren 
seigneurialen Rechte an die Landeshoheit übergegangen; aber 
bedingungslose Beamte des Landesherrn sind sie noch nicht 
geworden. Und dafs ihnen dieser Rest alter Selbständigkeit 
gewahrt bleibe, ist neben dem Steuerbewilligungsrecht die 
Hauptsorge der Stände auf den Landtagen. Der jeder Be- 
amtung innewohnende Drang, den Willen zur Macht zur 
Geltung zu bringen, fand durch die Grundherrlichkeit, auf 
der diese Beamtung beruhte, reichste Nahrung. 

Doch auch der Fürst war in diesem Territorium nicht 
nur Landesherr; er war in einem grofsen Teile desselben 
auch Grundherr : Er war der gröfste Grundbesitzer des Landes, 
und sein Besitz erforderte eine umfangreiche Verwaltung. Ihre 
Organisation aber war in die der allgemeinen Landesver- 
waltung eingegliedert, Gelegenheit genug für die Stände, am 
Besitze des Kurfürsten oft ein weitgehendes Interesse nehmen 
zu können. Selbst die domaniale Centralbehörde, die Kammer, 
ist teilweise abhängig von der obersten Landesbehörde, der 
Regierxmg. In der Kampfzeit freilich zwischen Landeshoheit 
und .Landstandschaft verkehrt sie wohl auch direkt mit der 
Centralleitung in Berlin. Ihre Beamten sind dem Landesherrn 
allein verpflichtet. Durch sie weifs er die Landesbehörde auf 
das fürstliche Interesse hinzulenken. Ihre gewissenhafte Ver- 
waltung mufste auch die untergeordneten Organe beeinflussen, 
soweit diese mit dem Kammergut zu thun hatten. 

Der gröfsere Grundbesitz hätte jedoch, wie die Verhält- 
nisse sonst lagen, nicht genügt, die Landeshoheit gegen die 
ständische durchzusetzen, geschweige denn das Territorium für 
den engeren Zusammenschlufs mit den übrigen Landen des 
Fürsten zu gewinnen, einen Staatsgedanken entstehen zu lassen. 
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Den privilegierten Ständen gegenüber war der Fürst doch nur 
der Höchstprivilegierte, dem gegenüber die Kleinen nur um- 
somehr auf Sicherung ihrer Privilegien bedacht sein mufsten. 
Auch der Einflufs durch seine Beamten auf dem eigenen 
Grundbesitz war vor der Hand ein mittelbarer. Die unter 
ihnen ohne Grundbesitz waren, wie die der Kammer, waren 
wohl in ihren persönlichen Interessen an den Fürsten gefesselt, 
die übrigen aus den Reihen der ständischen Genossen nur, 
soweit ihre und des Fürsten Interessen zusammenfielen. Wollte 
die Macht gegen Macht, das fürstliche und mit ihm das all- 
gemeine Interesse sich gegen die Einzelinteressen durchsetzen, 
so bedurfte es eines anderen Werkzeuges. Der Grofse Kur- 
fürst hat es geschaffen: das stehende Heer. Wie die Be- 
schaflfung der Kosten für dasselbe die Zusammengehörigkeit 
in empfindlicher Weise zum Bewufstsein brachte und den 
Staatsgedanken erzwang, so entstand eine eigene Behörden- 
organisation für diese Beschafixmg. Ursprünglich nur für das 
Heer geschaffen, greift sie bald weiter und weiter, um schliefs- 
lich in Gemeinschaft mit den Domanialbehörden das Erbe 
jener ständischen Behörden anzutreten. Es sind die Kriegs- 
und Domänenkammern der späteren Zeit. In unserer Periode 
sind sie noch alle am Werk. Vor allem thätig ist die Kriegs- 
kammer im fürstlichen Interesse, oft im Widerstreit befindlich 
gegen die ständischen Behörden, so oft diese versuchten, für 
ihre Genossen zu wirken. Der stille, aber um so intensivere 
Kampf dieser Behörden darf nicht übersehen werden, wenn 
es gilt, das geräuschvollere Treiben auf dem eigentlichen 
Kampfplatze, den Landtagen, gerecht zu würdigen. 

Oft genug wird der Kriegskammer und ihrer Beamten 
in den folgenden Zeilen gedacht werden; denn sie (und in 
unserer Zeit fast ausschliefslich sie) ist die Stimmführerin des 
Absolutismus im Streite. Mit ihm gehört ihr die Zukunft. — 
Die ständischen Behörden, Kompromifsorgane in unserer Zeit, 
wenn der unschöne Ausdruck gestattet ist, stehen am Ende 
ihrer Geschichte. Das berechtigt wohl, dieselbe noch kurz 
anzudeuten, wie auch die Stellung dieser Organe in dem be- 
handelten Zeitabschnitt. 

Dritter Abschnitt. 
Die Oberräte und Hauptleute in Prenfsen. 

An der Spitze der Landesverwaltung stehen die vier Ober- 
räte, der Landhofmeister, der Oberburggraf, der Kanzler und 
der Obermarschall ^ Hervorgegangen aus der Institution der 

^ Christoph Hartknoch, Alt- und Neues Preufsen, oder Preufs. 
Historien, 2 Teile. Frankfurt und Leipzig (1684). II. p. 657, 658. 
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fünf Grofsgebietiger des Ordens, waren diese Ämter, wie die 
Namen andeuten, ursprünglich Hofämter. Mit ihnen hatte 
Herzog Albrecht nach der Säkularisation des Ordenslandes 
1525 seine Verwaltung geschaffen; unter dem Einflufs der 
burgundisch - niederländischen Verwaltungsorganismen waren 
sie als Oberbehörden entstanden, wie in Sachsen und Branden- 
burg der Geheime Rat. Als Werkzeuge des Fürsten führen 
sie neben der Verwaltung der Hofämter die „Regierung" des 
Landes. Unter schwachen Fürsten und durch die Bedräng- 
nisse, in die diese durch äufsere und innere Nöte geraten, 
erweitert sich der Kreis ihrer Befugnisse bald merklich; sie 
führen als „Regimentsräte" die Herrschaft des Landes fast 
selbständig, mit Beiseiteschiebung der herzoglichen Gewalt 
und im Kampfe selbst längere Zeit mit den Ständen, aus 
denen sie mit geringen Ausnahmen hervorgegangen. Die Er- 
starkung der fürstlichen Gewalt zieht ihnen dann engere 
Schranken, und durch den Grofsen Kurfürsten werden sie 
wieder gefügigere Werkzeuge. Er nimmt ihnen den Titel 
„Regimentsräte", macht sie zu seinen „Oberräten". Im Beginn 
unseres Zeitabschnittes betrachten sie sich wieder als Ver- 
mittler zwischen dem Kurfürsten und den Ständen. Sie fühlen 
sich, wie es in der Natur ihres Amtes und ihrer Herkunft 
lag, als fürstliche Räte und als Genossen der Stände, beiden 
verpflichtet ^ Die Verwaltung der Hofämter ist mit der Ab- 
wesenheit des Kurfürsten von Preufsen bedeutungslos geworden ; 
sie regieren an seiner Statt das Land ; sie erlassen unter seinem 
Namen und Titel dessen Reskripte und Verordnungen. Aber 
des Kurfürsten ganz ergebene Werkzeuge konnten sie nicht 
sein, so lange ihrer Herkunft nach ihre Interessen mit denen 
der Stände sich deckten; und wenn, dann konnten sie wohl 
Diener des Kurfürsten sein, nicht aber Diener des einheitlichen 
Staates werden, zu dem doch die Entwickelung jetzt hin- 
strebte. Denn dem stand entgegen, was nach der Regiments- 
Notul von 1542^ bezüglich der Requisiten der Oberräte ge- 
fordert war, noch völlig zu Recht bestand und von den Ständen 
eifersüchtig zu wahren gesucht wurde. 

Nach dieser Verfassungsurkunde aber mufsten die Ober- 
räte zunächst Geborene von Adel sein. Denn nur solche waren 
zum Erwerb .eröfseren Grundbesitzes berechtigt. Und wie mit 
diesem ispo iure die obrigkeitliche Verwaltung verknüpft war, 
so durfte auch den Gliedern des Kollegiums, das in der stän- 
dischen Auffassung die Krönung der ständischen Selbst- 



1 L. V. Baczko, Geschichte Preufsens. Bd. 6. Könipsberg (1800). 
Buch 14 Cap. 3 p. 173. — B. selbst ist mit seinem fleifsigen Werk 
der einzige Bearbeiter unserer Zeit gewesen. 

2 Privilegia der Stände des Herzogtums Preufsen. — Braunsberg 
(1616). fol. 53. 
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Verwaltung darstellte, dieser Grundbesitz nicht fehlen. Nur 
der Kanzler durfte bürgerlichen Standes sein, sofern ein Be- 
fähigter von Adel dafür nicht vorhanden war. — Sie mufsten 
ferner Indigenae oder „Einzöglinge" sein. Das Indigenat war 
ursprünglich berechtigt, da nur Kenntnis des eigenen Landes 
zur Verwaltung desselben befähigen konnte. Bald wird es 
aber der feste Wall des ständischen Selbstinteresses und das 
wichtigste Mittel kastenartiger Ab'schliefsung. Nie, auch in 
unserer Zeit nicht, ist daher seit dem Recefs von 1566^, der 
eine Sicherung des in der Regim^nts-Notul Gewährten enthält, 
das Indigenat der Oberräte in Frage gestellt worden. — Ob- 
servanz war es geworden, die Oberräte eine Zeitlang eine 
Hauptmannschaft verwalten zu lassen, ehe man sie zur Ober- 
ratsstube aufrücken liefs. Kodifiziert wurde dieser Brauch in 
der Regiments-Notul, die als solche Ämter die vier Oberämter 
festsetzte, Brandenburg, Schaacken, Fischhausen und Tapiau. 
Sie bilden auch in unserer Zeit, in der man bereits für die 
untern Instanzen durch Studien und Reisen gebildete Edelleute 
zur Verfügung hatte, noch die Vorstufe für die oberrätliche 
Thätigkeit. 

An allen diesen Bestimmungen bezüglich der Wahl der 
Oberräte, die durch den Kurfürsten erfolgte, hatte auch die 
Verfassungsurkunde nichts geändert, die der Grofse Kurfürst 
1663 auf dem grofsen Landtage vorlegen liefs ^, und die, wenn 
sie auch wohl nicht rechtlich wirksam wurde, in den hierher 
gehörigen Forderungen doch nur den bestehenden Zustand 
wiedergeben konnte. Anders verhält es sich, wenn wir die 
Kompetenzen dieser Behörde 1688 vergleichen mit denen, die 
sie in früherer Zeit hatte. 

Mit der Einsetzung der Oberräte durch Herzog Albrecht 
war ihnen das ganze Gebiet der inneren Verwaltung, Finanz-, 
Justiz- und Kriegswesen übertragen worden; sie führten die 
Aufsicht über das Kirchen- und Schulwesen; sie verwalteten 
die Kammergüter. Ausgeschlossen blieben anfangs nur die 
auswärtigen Angelegenheiten. Genauer fixiert werden ihre 
Befugnisse durch die Regiments-Notul, die nur die Interna dör 
Kirchen und Schulen ausscheidet und den beiden Bischöfen 
von Samland und Pomesanien überträgt, von denen sie 1587 
auf die beiden Konsistorien übergehen; dagegen verbleiben 
die äufseren Angelegenheiten, besonders das kirchliche Kassen- 
iind Rechnungswesen, der Regierung. In dem ihnen also ge- 
wiesenfen Bereich werden sie um so selbständiger, je mehr die 
fürstliche Gewalt den ständischen Anforderungen weicht. Sie 



^ Max Toppen, Der lange Königsberger Landtag, in Räumers 
Historischem Tascnenbuch. Neue Folge. 10. Jahrg. Leipzig (1849). 
p. 447. 

2 Zeitschrift für preufs. Geschichte u. Landeskunde (1874). p. 33 ff. 
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werden nahezu Herren des Landes. Nach der Regiments-Notul 
sollen sie bei Vormundschaft des Fürsten die Regierung führen 
und vollkommene Gewalt haben, auch den Landtag aus- 
zuschreiben und die Stände einzuberufen; wie sie ebenso bei 
Abwesenheit des Fürsten nebst drei Räten der Städte Königs- 
berg die Regierung als Statthalter führen sollen*. Der Land- 
tagsrecefs von 1566, der den Ständen Preufsens Beschwerde 
an die Krone Polen gewährt, sichert auch den Regimentsräten 
so Deckung gegen den Fürsten. Das Testament Albrechts 
1567 giebt ihnen die Vollmacht über die Organe der Lokal- 
verwaltung, sie dürfen die Hauptleute und alle Diener ein- 
und absetzen, über die Besoldungen, die Einkünfte und die 
Rechnungslegung verfügen. Bei wichtigen Händeln dürfen sie 
selbständig die Landräte und die ganze Landschaft einberufen. 
Und die Einigkeit und ein geschlossenes Vorgehen des Kolle- 
giums werden gewährleistet durch die Befugnis, sich beim 
Todesfall eines der Ihrigen durch Kooptation aus den vier 
Oberämtern ergänzen zu dürfen. Ja nach dem Landtagsrecefs 
von 1569 wird den Regimentsräten geradezu plein pouvoir 
gegeben, soviel möglich die Sachen ohne den Fürsten zu 
erledigen. So waren sie denn „gesetzlich bei der Abwesenheit 
oder als Vormünder des Landesfürsten im Besitz aller Regenten- 
rechte" ^. Es war kaum mehr als eine Entlastung, als durch 
Schaffung des Hofgerichts die Oberinstanz der Rechtspflege 
aus ihrem Ressort ausschied^. 

Fast hundert Jahre vermögen sie diesen weitreichenden 
Einflufs zu wahren, in der ganzen Tendenz ihrer Amtsführung 
mehr für die Stände thätig, als für den Fürsten. So sind sie 
wesentlich verschieden von den Beamten der späteren Zeit. 
In allen Mafsnahmen fielen öffentliches und privates Interesse 
für sie noch zusammen. Sie fühlten sich mehr als freie Männer 
und Befehlende, denn als Abhängige und Gehorchende. Das 
war ihre Position schwachen Fürsten gegenüber, besonders 
aber, seitdem Preufsen als Lehen an Brandenburg gefallen 
war. Und es mufste zum schwersten Konflikt auch zwischen 
der Regierung und dem Kurfürsten kommen, als die Souverän e- 
tät an letzteren überging, und sie von der gefügigen Krone 
Polen, die sie stets unterstützt hatte, an einen Fürsten kamen, 
dessen Energie nichts Gutes ahnen liefs. Der Konflikt kam 
zum Austrag auf dem Königsberger Landtag 1661—1663, der 
mit den Ständen auch die „Oberräte" in ihre Schranken wies 



1 Privilegia 1. c. fol. 55. — Heinr. Simon, Das Preufs. Staats- 
recht. II. Teil. Breslau (1844). p. 127. 

2 Joh. Voigt, Darstellung der stand. Verhältnisse Ostpreufsens. 
Königsberg (1822). p. 13. 

^ Georg Grube, Corpus Constitutionum Prutenicarum. Königs- 
berg (1721). p. 1—38. 
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und ihrer Allmacht ein Ziel setzte^. Wie sie sich 1660 ge- 
weigert hatten, im Frieden neue Steuern auszuschreiben, so 
versuchten sie es freilich auch nach der Assekuration vom 
12. März 1663 noch wiederholt, Ausschreiben wegen un- 
bewilligter Kontribution nicht zu unterzeichnen, weil dies 
gegen ihr Gewissen sei. Vergeblich. Und 1676 noch droht 
der Karfürst einfach bezüglich neuer Ausschreibungen, falls 
die Regierung zaudern würde und „nicht, wie treuen Ministern 
und Dienern zusteht, dieses also gehorsamst beobachten . . . , 
würde er sofort jemand schicken, der mit genügsamem Nach- 
druck dieses vollbringe" ^. Die Entsendung von Statthaltern 
nach Preufsen zeigte, dafs er geneigt war, mit seinem Drohen 
Ernst zu machen. — So befand sich die „Regierung" am Be- 
ginn unserer Zeit in voller Abhängigkeit vom Fürsten. 

Zur weiteren Verwaltung war das Land eingeteilt in die 
drei Kreise Samland, Natangen und Oberland. Schon zur 
Ordenszeit ist dieselbe bekannt. In der herzoglichen Zeit, in 
welcher diese Kreiseinteilung mehr hervortritt und bald auch 
die dem Herzoge sich unterwerfenden Gebiete der Bischöfe 
von Samland und Pomesanien umfafst®, gewinnt sie jedoch 
weniger Bedeutung für die direkte' Verwaltung — es gab 
keine besonderen Kreisorgane — , als für die ständischen An- 
gelegenheiten. Das Institut der Kastenherren war nach diesen 
Kreisen gegliedert. Die Abführung der Gefälle führte zur 
Registrierung der gelieferten Summen nach Kreisen in der 
Kammer und später auch im Kriegskommissariat. Nach den 
Kreisen sind daher auch in unserer Zeit durchweg die ein- 
zelnen Posten in jedem Anschlag und jeder Rechnungsführung 
bezeichnet. Auch bei ständischen Wahlen tritt ihre Bedeutung 
noch hervor, z. B. bei der des Landboten - Marschalls und 
seiner Adjunkten. Sogar ein Lokalpatriotismus entwickelt sich 
in ihnen und wacht eifersüchtig, dafs die Glieder des einen 
Kreises nicht vor denen anderer zurückstehen. 

Ungleich wichtiger für die gesamte Verwaltung des Landes 
war die weitere Einteilung desselben in Ämter. Auch diese 
ist hervorgegangen aus der Einteilung in der Ordenszeit: die 
Ämter des 16. und 17. Jahrhunderts sind zum gröfsten Teil 
nur die Amtsbezirke der früheren Komture, Vögte und 
Pfleger; sie sind im wesentlichen auch die Grundlage ge- 
blieben für die Administration der folgenden Jahrhunderte. 
Sie bilden die lokalen Verwaltungseinheiten, auch für die 
Verwaltung der Kammerämter. Ihre Zahl beträgt in unserer 
Zeit 40. Nach Gröfse und Einwohnerzahl sind sie ungemein 



1 K. Breysig, Urkunden u. Aktenstücke. Bd. 15. Berlin (1892). 
« Simon, 1. c. p. 128, 129. 

^ Max Toppen, Historisch-komporative Geographie von Preufsen. 
Gotha (1858). p. 260 f. 
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verschieden. Das umfangreichste Amt ist Insterburg, mit 
13443 kontribuablen Hufen. Zu den dichtest bevölkerten 
-timtern gehören Johannesburg und Angerburg. 

An der Spitze jedes Amtes steht der Amtshauptmann. 
Seine Stellung ist die wichtigste in der lokalen Verwaltung 
und über ein Jahrhundert lang von beneidenswerter Selb- 
ständigkeit und Unabhängigkeit. Vereinigte er doch in seiner 
Person alle Zweige der Verwaltung. Hervorgegangen aus den 
adeligen Landsassen, durch Eid verpflichtet und verantwortlich 
nur den Regimentsräten, die seine Verwandten und Freunde, 
jedenfalls seine Standesgenossen waren, war er auch nach- 
sichtig gegen die Genossen unter seinen Amtseinsassen. Ver- 
antwortlichkeit gegen den Fürsten kannte er nicht. Eine 
scharfe Aufsicht und Kontrolle, wie sie einst die Komture 
hatten, brachte ihn nicht in Aufregung. Besonderer Vorbildung 
für das Amt bedurfte es nicht; diese selbst aber wurde für 
ihn die Vorstufe zu den Oberämtern des Landes. Die Aus- 
übung der Jurisdiktion, die Verwaltung der Finanzen, die 
Leitung der Wybranzen waren seine Amtsfunktionen. Er 
wurde ihnen gerecht, soweit die Verwaltung eigener Güter 
ihm Zeit liefs. In zahlreichen Fällen entledigte er sich ihrer 
durch Übertragung an einen Unterhauptmann ^. 

Diese Selbstherrlichkeit mufste schwinden, sobald das 
Land in die Hände von Fürsten kam, die die partikulär ver- 
teilten Hoheitsrechte wieder in ihrer Person zu vereinigen 
wufsten. Der Hauptmann erhielt für sein Amt festumschriebene 
Befugnisse; man wandte seiner Wirtschaftsführung eingehend- 
stes Interesse zu. Dem Fürsten nun durch Eid verpflichtet, 
wurde er gehalten, die Stände seines Amtes den Absichten 
des Fürsten geneigt zu machen. Er mufste in allem ein 
Diener des Fürsten werden. Freilich, es ist hier wie bei den 
Oberräten derselbe Gang der Entwickelung: Willige Diener 
des Fürsten konnten auch sie nicht werden, denn beide 
konnten als Landsassen sich nicht der ständischen Interessen 
begeben. Ihre Auffassung vom „Dienst" machte nur ein 
stetes Lavieren zwischen diesen Interessen und denen des 
Fürsten möglich. — 

Vierter Abschnitt. 
Plan und Ziel der Untersuchung. 

Das etwa war die Lage der Dinge in Ostpreufsen bei 
dem Regierungsantritt des Kurfürsten Friedrich III. Er hatte 
seine ergebensten Diener in der Rent- und Kriegskammer, nur 
laue Diener in den Beamten, soweit sie aus den Reihen der 

^ Jac. Lydicins, Notitiae Ducatus Prussiae Delineatio Generalis 
et Specialis. Wittenberg (1677). p. 107. 
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Stände des Landes hervorgingen. Diese selbst — es lag im 
Wesen der Standschaft — mufsten sich als seine Gegner be- 
trachten. Es kam darauf an, wieweit sie imstande waren, 
diese Gegnerschaft noch geltend zu machen. 

Indem wir uns nun anschicken, im folgenden die Ge- 
schichte der Stände in dieser Zeit — es ist der Epilog der 
Ständegeschichte in Ostpreufsen überhaupt — darzulegen, ver- 
suchen wir zunächst, jede Kurie gesondert als Organ zu 
charakterisieren und festzustellen, was sie zur Standschaft 
noch befähigt, welches ihre Gebrechen, welches infolgedessen 
ihre Geschicke sind, um dann zu zeigen, wie diese Organe in 
der Gesamtheit funktionierten. Nur eine eingehendere Unter- 
suchung der Organe und ihrer Funktionen auf den scheinbar 
noch so regsamen Landtagen dürfte die Ursachen für die 
geräuschlose Einstellung der Tagungen nach 1704 ergeben. 
Ein weiterer Abschnitt über das wichtigste Exekutiv- und 
Kontrollorgan der Stände leitet dann über zur Darstellung 
des Inhalts dieser Verhandlungen, von dem hier nur ein Teil, 
der wichtigste allerdings , der Kampf um die Finanzen , zur 
Behandlung kommt. Er versucht zunächst, diesen Kampf im 
allgemeinen zu charakterisieren, anzugeben, welche Forde- 
rungen gestellt, wie sie aufgenommen und aufgefafst werden, 
um dann weiter die thatsächlichen Vorgänge darzulegen, in 
denen die einzelnen Stände sich mit diesen Forderungen ab- 
zufinden suchen und suchen müssen. — 



Erstes Buch. 



Die Organisation der Landtage. 



Bergmann. 



Erstes Kapitel. 

Herrenstand und Landräte. 



Erster Abschnitt 
Allgemeine Charakteristik. — Standschaft und Beamtnng. 

„Herrenstand und Landräte" bildeten die erste Kurie des 
Landtages. Ihre Bezeichnung, an der gewissenhaft festgehalten 
wurde, war faktisch nicht mehr zutreffend, wenn auch historisch 
berechtigt. 

Ein besonderer Herren- oder Dynastenstand hatte sich 
in Preufsen nicht entwickeln können. Nur wenige Familien 
(unter anderen die Dohna, Eylenburg, Kittlitz, Heydeck, 
Truchsefs von Waldburg, Schenk v. Tautenburg^) , durch 
eine höhere Adelsdignität in ihrer früheren Heimat dafür 
qualifiziert, kamen für eine solche besondere Ständeklasse in 
Betracht. Herzog Albrecht, aus Franken stammend, hatte 
ihnen diese Sonderstellung gewährt. Aber er hatte ihrer Kurie 
auch das Kollegium der Landräte, das er geschaflfen, ein- 
gefügt. War damit ein Preufsen eigentümliches Element in 
die ständische Organisation gebracht worden, indem so neben 
der allgemeinen Grundlage der Standschaft, dem Grundbesitz, 
ein landesherrliches Amt eine bevorzugte Stellung in dieser 
Organisation verbürgte*, so war dadurch auch der breiten 
Masse des Adels Gelegenheit geboten, durch Unterstützung 
der Landräte, die aus seinen Reihen hervorgingen, gegen eine 
Sonderstellung weniger zu protestieren. Er ertrug es leichter. 



^ 6. A. V. Mülverstedt, Diplomatarium Reburgense. Magde- 
burg (1879). IL Teil. p. 870. 

ä Mülverstedt, 1. c. p. 868. 

2* 
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dafs diese Sonderstellung einigen seiner Genossen, die er be- 
einflussen konnte, durch fürstliche Beamtung zu teil wurde, 
als dafs der Adel durch Anerkennung einer höheren Adels- 
dignität für gewisse Geschlechter als ganzer Stand eine in- 
feriore Stellung sich zuweisen lassen sollte. In seinem Be- 
streben, den ersten Stand nur aus Beamten bestehen zu lassen, 
war er glücklich. Hatten ursprünglich die vom Herrenstande 
ihre Prärogative zu behaupten gewufst vor dem Beamten- 
kollegium, und strebten sie deshalb auch garnicht nach einer 
Beamtung, so hatte sich dann, wie der 1608 — 1610 zum Aus- 
trag kommende Streit in der ersten Kurie zeigt ^ , die Praxis 
entwickelt, dafs Angehörige des Herrenstandes diese Präroga- 
tive ausübten, falls sie als Inhaber eines der höheren Landes- 
ämter dem Kollegium angehörten. Und in der Folge be- 
gnügten sich die „Herren" mit ihrer Vertretung unter den 
Landräten; nur forderten sie Berücksichtigung bei der Be- 
setzung der obersten Landesämter. Sie waren Titular - Edel- 
leute, der Titel „Herren" zur blofsen Form geworden, wie 
der Adel im „Bedenken" von 1610 gefordert hatte ^. So finden 
wir denn in unserer Zeit aufser solchen Gliedern dieses Stan- 
des, die ein höheres Landesamt innehatten, oder die landrät- 
liche Würde erhalten hatten, keine besonderen Repräsentanten 
des Herrenstandes. Damit übereinstimmend berichtet auch 
Hartknoch^, dafs die Herren „itziger Zeit ganz und gar nicht 
dazu (zum ersten Stande) gehören, es sei denn, dafs sie sonst 
vom Kurfürsten zu Landräten gemacht werden". 

Es war also die erste Kurie ein Beamtenkollegium, die 
Mitgliedschaft derselben bedingt durch eine Beamtung, halb 
ständischen, halb landeshoheitlichen Charakters, und diese 
ganze Zwitterstellung eine Anomalie in der ständischen Or- 
ganisation. Hier mufste sich naturgemäfs ständischer und 
fürstlicher Einflufs mit besonderer Schärfe treffen, das Über- 
wiegen des einen besonders klar zu Tage treten. Wie diese 
Stellung die Bedeutung dieses Kollegiums klarlegt, die es 
unter Umständen gewinnen konnte, so erklärte sie auch, warum 
es in dem Kampfe zwischen Landeshoheit und Standschaft mit 
zuerst fallen mufste. 

Diese Stellung erklärt nicht minder die Schwierigkeiten 
in der Organisation selbst. Denn abgesehen von der mit dem 
zweiten Stande gemeinsamen Vertretung der wirtschaftlichen 
Interessen sind es vorwiegend Organisationsfragen, die dies 



1 Mülverstedt, 1. c. p. 870, 871. — Voigt, Geschichtliche 
Notizen über den Herrenstand, die Assekurationsakte und das Oonativ. 
Königsberg (1840). p. 8 ff. 

^ Mnlyerstedt, 1. c. p. 874. 

' Hartknoch, Alt- und Neues Preufsen, oder Preufsischer Histo- 
rien 2 Teile. Frankfurt u. Leipzig (1684). IL p. 658, 659. 
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Kollegium beschäftigen : die langsame, aber stetige Verschiebung 
des Machtverhältnisses zwischen Standschaft und Landeshoheit 
macht diese Fragen zu seinen Macht-, also zu Lebensfragen. 
Im Vordertreflfen der Stände stehend, als der^ Exponent des 
eingesessenen Adels, ist ihre Sorge gerichtet auf Abwehr er- 
höhten Einflusses derjenigen, mit deren Titel sie sich als Kor- 
poration schmücken: die wachsende Zahl der „Herren", be- 
sonders der Grafen, droht, einen neuen, sie im Ansehen herab- 
drückenden „Stand" bilden zu wollen. Andererseits bewegen 
sie sich in absteigender Linie gegenüber dem Landesherrn, 
dessen Berater sie sein wollen, dem aber andere Gehilfen am 
Werke sind : auch gegen diese gilt es, wenigstens in der Form 
die Position zu wahren. Die Peinlichkeit in der äufseren Ab- 
grenzung überträgt sich auch auf Ordnung und Rang im 
Innern des Kollegiums; man mufste mit dem wenigen, das 
dem Einzelnen blieb, kargen. 

Zweiter Abschnitt. 
Zusammensetzunjs; und Oliedernng des Kollegiums. 

Zusammengesezt ist das Kollegium aus 12 Landräten, 
welche Zahl im Landtagsrecefs von 1612 festgesetzt worden 
war ^ und in unserer Zeit festgehalten bleibt. Die Zugehörig- 
keit bestand wie bei den meisten Beamtungen auf Lebenszeit 
und erlosch mit dem Übergang in die Oberratsstube. Auf die 
Präsentation der Oberräte aus der Reihe des eingesessenen 
Adels ^ wurde der Landrat vom Kurfürsten bestätigt, und 
nachdem er vor der Regierung den Eid abgelegt, „der Herr- 
schaft Ehr und Reputation sowohl als auch des Vaterlandes 
Freiheiten, Bestes und Gerechtigkeiten, besage der Recesse 
und Privelegien in Religions- und Prophansachen in acht zu 
nehmen"^, dem Kollegium zur Introduzierung in die ihm ge- 
bührende Stelle empfohlen*. 

Als kurfürstlicher Beamter wurde er also vom Kurfürsten 
bestätigt, als Glied der Stände von dem Kollegium aufge- 
nommen oder abgelehnt, wenn die Wahl des Kurfürsten den 
Privilegien nicht entsprach. Zumeist kamen jüngere Leute 
in Betracht, die sich durch besondere Fähigkeiten und Studien 
empfahlen, ältere nur für die 4 obersten Stellen im Kollegium. 
Denn diese waren stets verbunden mit den 4 Oberämtern oder 



1 Privilegia der Stände des Herzogtums Preufsen. — Braunsberg 
(1616). fol. 16. 

2 ünmafsgebllches Bedenken. — 1697 od. 1698. — R. 6. B.B.B. 5. — 

3 Eid der Landräte in Privil. fol. 16 — und: Lydicius, Notitiae 
Ducatus Prussiae (1677). p. 85, 86. 

* Kurf. Resolution auf Gravamina. ^ Königsberg, 5. April 1690. — 
Königsb. Et.-Min. 87 d. fol. 17—38. — Ausf. 
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Hauptämtern im engeren Sinne ^ , Brandenburg, Schaacken, 
Fiscnhausen und Tapiau. Nur Inhaber der letzteren batten 
dann die Anwartschaft auf die Oberratsstellen. Die übrigen 
8 Stellen im Landratskollegium waren nicht mit gewissen 
Ämtern verbunden, sondern konnten sowohl Hauptleuten, als 
auch anderen von Adel konferiert werden^. Das geringe 
Gehalt der Landräte bewirkte es wohl, dafs man auch ihnen 
meist eine Hauptmannschaft zuwies. 

Erklärlich war nun das Streben dieser Landräte, bei der 
Vakanz eines Oberamtes zunächst Berücksichtigung zu finden. 
Denn ein ihrer Gemeinschaft bisher nicht Angehörender er- 
hielt dann ia sofort einen höheren Bang im Kollegium. Ein 
solcher Fall wurde gleich 1688 verhandelt. Noch während 
der Regierung des Grofsen Kurfürsten war der Obrist Christoph 
V. Wallenrodt ins Hauptamt Tapiau berufen und so seine Auf- 
nahme in den Landrat nötig geworden. Man hatte gegen 
seine Person nichts einzuwenden ; man wies auch darauf nicht 
besonders hin, dafs derselbe vorher ein anderes Hauptamt 
innegehabt haben müfste ^, wie es das Nächstliegende gewesen 
wäre, sondern aus obigen Gründen, weil seine Wahl wider 
die Privil. et decreta von 1609 und das Responsum Regium 
von 1616 verstofse, weigerte man die Aufnahme^. Der Kur- 
fürst wich ihnen in seiner Antwort aus, darauf hinweisend, 
die angezogenen Privilegien redeten de judicio aut magistratu ; 
als solche sei das Kollegium der Landräte nicht anzusehen; 
es werde vielmehr im erwähnten Resp. Reg. von 1609 Ordines 
oder Stände genannt*. So mufste man denn dem neuen Land- 
rat die vierte Stelle anweisen, nachdem man zuvor noch ein- 
mal protestiert und, wie üblich, eine Assekuration gegen zu- 
künftige ähnliche Fälle erbeten hatte ^. 

Es mochte indessen nicht nur eine Rangfrage sein, die 
das Kollegium hier so schwierig gemacht hatte: Christoph 
V. Wallenrodt, Neflfe und Schwiegersohn des Landhofmeisters 
Joh. Ernst v. Wallenrodt, hatte sich durch aufserhalb und 
innerhalb des Landes geleistete Kriegsdienste verdient ge- 
macht^ und mochte den Landräten als Günstling des Kur- 
fürsten verdächtig erscheinen. Zudem war schon ein Bruder 
desselben, Siegmund v. Wallenrodt, seit 1687 als Vogt zu 
Fischhausen Glied ihres Kollegiums''. Der Einflufs dieser 

^ Hartknoch, 1. c. p. 659. — 

' Hartknoch, 1. c. p. 659. 

' Gravamina derer vom Herrenstand und Landräten. — 1688. — 
Kön. Ostpr. Fol. 725 No. 66 p. 315—53 (p. 339). 

^ Kurf. Resolution auf Gravamina. 1. c. f. 28. 

^ Triplica der Oberstande. — Kön., praes. 9. Juni 1690. — Kön, 
Et. — Min. 87 d. fol. 67—88. 

ö Erleutertes Preufsen. Tom. I Stück 2 Nr. VI. Kurzgefafste 
Historie der Preufs. Regierung, p. 91. 

' Erleutertes Preufsen. T. c. p. 112. 
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Familie drohte tibermäclitig zu werden. Hatte man diese Be- 
fürchtung als Grund schon bei den früheren Protesten mit 
empfunden, so betonte man dies im September 1690 in einer 
besonderen Bittschrift, indem man diesen Vorgang als einen 
bei dem ersten Stande unerhörten Fall bezeichnete^, freilich 
ohne Erfolg. In jenem Verdacht aber sollte man sich nicht 
getäuscht haben: Christoph v. Wallenrodt wurde 1690 Land- 
vogt zu Schaacken ^, 1691 bereits Hauptmann zu Brandenburg 
und als solcher Landratsdirektor, als welcher er am 4. Januar 
1692 introduziert wurde ^. Die Betrübnis darüber klingt wieder 
in der Klage eines Anonymus, nun sitze Schwiegervater und 
Schwiegersohn Wallenrodt der eine in der Oberratsstube, der 
andere im Landratspräsidium \ 

Die peinliche Beachtung der Rangordnung innerhalb des 
Kollegiums, wie sie besonders bei den Beratungen und beim 
Votieren zum Ausdruck kam, gab auch sonst Anlafs zu 
Streitigkeiten. 

Den Inhabern der Oberämter folgten die Inhaber anderer 
Hauptämter, nach der Datierung ihrer Berufung, und diesen 
in gleicher Weise die einfachen Landräte. Ein Streitfall er- 
gab sich, als 1694 dem bisherigen Landrat Joh. Albr. v. Kreytzen 
die Hauptmannschaft des Kammeramts Taplacken übertragen 
Wurde. Da nach der Meinung der „schlichten" Landräte dieses 
Amt nicht unter die „wirklichen und perpetuierlichen" Haupt- 
mannschafteü gerechnet werden durfte, wandte sich Melchior 
V. Tettau, zugleich im Namen des abwesenden Landrats Joh. 
Georg V. Kainein, an das Kollegium mit der Bitte, Kreytzen, 
der ihnen bisher nachgestanden, auch fernerhin dazu ver- 
anlassen zu wollen, damit diese ge&hrliche Neuerung nicht 
ein Präcedenz werde, Kreytzen, der bereits den Eid geleistet, 
darauf am 8. Juni 1694 in das Amt eingeführt und von den 
Einsassen desselben anerkannt worden war, war nicht geneigt, 
zurückzutreten. Wohl auf Wunsch des Kollegiums, das zu- 
nächst zuständig gewesen wäre, überliefs es die Entscheidung 
dem Kurfürsten^. Als dieselbe nach längerer Zeit nicht er- 
folgte, wurde die Angelegenheit auf dem Landtage 1695 als 
Gravamen aufgenommen, und der Kurfürst forderte nun zur 
Erledigung ein Gutachten der Regierung, wie man sich nach 
der bisherigen Observanz zu verhalten habe*. Inzwischen 
blieben die Friktionen innerhalb des Kollegiums nicht aus. 



1 Bittschrift der Oberstände. — Kön., praes. 23. Sept. 1690. — Kön. 
Et. — Min. 87d. fol. 99 — 100. — Ausf. 

" Vorschlag, im Amt zu thun. — 1692. — Kön. Ostpr. Fol. 741 
Nr. 132 fol. 782. 

^ Beibringen des Landrats Melchior v. Tettau. — Kön., praes. 
9. Juni 1694. — Kön. Ostpr. Pol. 744. fol. 57—59. 

* Reskript an die PreuTs. Regierung. — Colin, 33. Mai 1696. — 
R. 6. B.B.B. 5. — Konzept, gez. v. Fuchs. 
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Kalnein, der „neunzigjährige Landrat" \ war eher zum Nach- 
geben bereit. Leidenschaftlicher war Tettau. Er gab bezüg- 
h'ch des Votierens zu Protokoll, dafs er sich entschlossen 
habe, sein Votum entweder voraus oder ganz zuletzt abzu- 
geben, „der Zuversicht, dafs Landrat v. Kreytzen daraus 
gegen ihn kein Recht gewinnen werde" ^. Dieser wieder ver- 
pflichtete sich protokollarisch, sich, falls die kurfürstliche 
Decision gegen ihn ausfalle, keineswegs der Rechte jenes be- 
mächtigen zu wollen^. Sie entschied für Kreytzen, unter 
Berücksichtigung eines Präcedenzfalles : Obermarschall Chr. 
V. Schlieben war als Landrat und Hauptmann zu Taplacken 
in das Oberamt Tapiau berufen worden *. War dort dies Amt 
als Vorstufe für ein Oberamt genügend erachtet worden, so 
sollte es auch hier als vollwertig gelten, mithin hier Kreytzen 
den Landräten ohne Hauptamt vorangehen**. 

Solche Ausgänge von Streitigkeiten, die von Gliedern des 
Kollegiums selbst veranlafst waren, hinterliefsen natürlich einen 
Stachel in den Zurückgesetzten. Der auf die kleinlichsten 
Angelegenheiten übertragene Egoismus schwächte das Ansehen 
dieses ständischen Instituts, indem er den Blick für wichtige 
Angelegenheiten nahm und ein geschlossenes Auftreten über- 
haupt erschwerte. Ohne besondere Mühe mufste dies Organ 
fallen vor dem andringenden Absolutismus, sobald dieser es 
nach der einen Seite seiner Thätigkeit, der ständischen, aus- 
zuschalten beliebte; denn es bot bequeme AngriflEsflächen. 
Starke Indivitualitäten , zumal wenn sie sich in ständischer 
Ehrung übergangen fühlten, mufsten einsehen, dafs sich ihnen 
im Dienste des Absolutismus und dadurch für die Folge im 
Dienste für das Ganze ein gröfseres Feld der Bethätigung 
auch zur Befriedigung eines gesunden Ehrgeizes ergab. Kein 
Wunder daher, dafs gerade aus diesem Kollegium wiederholt 
dem Kurfürsten Vorschläge gemacht werden, wie er der Stände 
völlig Herr werden könne ^; man löste sich innerlich von den 
Ständen, deren äufsere Institution sich lockerte, und suchte 
sich anderweitig mit den fortschreitenden Verhältnissen abzu- 
finden. 

Wenn trotzdem diese Organisation sich noch lange Jahre 
nicht nur formell erhielt, sondern auch zeitweise noch eine 



^ Kalnein an Kammerrat Küpner. — Kön., 16 Febr. 1695. — 
R. 6. B.B.B. 4. — Eigenhändig. 

2 Ex ProtocoUo der Landräte. — 1696 — Kön. Ostpr. Pol. 744 
fol. 492. 

3 JEx ProtocoUo der Landräte. — Kön., 27. Okt. 1696. — Kön. 
Ostpr. Fol. 744. fol. 493. 

* Erl. Preufsen. Tom. I St. 2 No. VI p. 111. 
^ Knrf. Decision über dreier Landräte Kompetenzstreit. — Kön.^ 
9. Nov. 1696. — Kön. Ostpr. Fol. 744. fol. 493-94. — Ausf. 
« Vgl. unten p. 27. ff 
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intensiv-ständische und korporativ-egoistische Thätigkeit ent- 
wickelte, so lag das nicht nur in den ständisch-wirtschaftlichen 
Verhältnissen begründet oder in der Dauerhaftigkeit der recht- 
lichen Struktur der gesamten ständischen Organisation, die^ 
privatrechtlich gefafst, in der Landeshoheit nur den privat- 
rechtlichen Gegner sah. Letzterer Gegensatz bestand wenig- 
stens in seiner Schroffheit nicht mehr. In der rückhaltlosen 
Anerkennung des Fürsten, an den man sich in Streitfällen 
wendete, von dem man Hilfe in Nöten erwartete, dessen Or- 
gane man zögernd anerkannte, dem man öffentliche Mittel 
schon seit langem hatte gewähren müssen, hatte sich langsam 
die öffentlichrechtliche Auffassung dieses Verhältnisses an- 
gebahnt. Wichtiger als die oft berufenen wirtschaftlichen 
Verhältnisse, die ja freilich jeden Einzelnen, aber doch immer 
nur am Fälligkeitstermin der Steuern, trafen, war den starken 
Individualitäten dieses Kollegiums, auf deren Gesinnung es 
doch wesentlich ankam, wie sie social in der Neuordnung 
der Verhältnisse ihre Rechnung fanden, mit andern Worten, 
wie sie selbst Organe des Absolutismus und der Allgemeinheit 
wurden. Man brauchte sich dessen nicht bewufst zu werden, 
und unsicher tastend griff man dabei wohl zu Mitteln, die 
scheinbar eine rückläufige Bewegung veranlafsten. Im ganzen 
ging jedoch die Bewegung in dieser Richtung, vor allem hier 
im Landratskollegium, dessen Glieder sich unter den nächsten 
glaubten, die Berücksichtigung erheischten. 



Dritter Abschnitt. 

Stellung gegenüber den „Herren^ und den kurfürstlichen 

Beamten. 

Als Korporation fühlten sie sich nach aufsen bedroht in 
dieser ihrer Position, in ihrer Eigenschaft als Stand, und als 
Räte des Kurfürsten. Die die Ersten des Landes sein wollten, 
fürchteten, dafs ein neuer Stand ihnen ihre Prärogative ent- 
ziehen könne. Es war nicht nur der alte Widerstreit gegen 
die „Herren" und ihre Eifersucht auf deren höhere Adels- 
dignität, sondern ebenso, wie die Verhältnisse lagen, die Be- 
fürchtung, jene möchten dem Landesherrn näher stehen als 
sie, die sie mifstrauisch machte gegen die durch Ernennung 
und Nachsuchung des Indigenats sich mehrenden Grafen. Und 
auf der anderen Seite sahen sie sich als Räte des Kurfürsten 
überholt von den neuen Dienern desselben im Lande, die 
ihnen auch gesellschaftlich, im Range, schon vorgezogen wurden. 
Nach beiden Seiten galt es sich zu wehren. 

Der am 14. Februar 1688 verstorbene Oberburggraf 
Ahasver v. Lehndorf war 1686 vom Kaiser zum Reichsgrafen 
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gemacht worden ^ Bald nach seinem Tode hatten sich die 
Oberstände, die hier wie oft die Sache der Landräte zu der 
ihrigen machten, an den Grofsen Kurfürsten gewandt wegen 
der Lehndorfschen Kinder. Es sollte ihnen wie den übrigen 
im Lande befindlichen Grafen nicht verstattet sein, sich den 
Dignitariis des Landes vorzuziehen, einen neuen Stand zu 
machen, oder sonst ungewöhnliche Prärogative zu beanspruchen. 
Da die gräflichen Kinder noch minderjährig waren, sollten 
ihre Vormünder darüber einen Revers ausstellen, „in eadem 
forma, wie die Grafen v. Wetzhausen und v. Schlieben hie- 
bevor von sich gegeben", und bei erlangter Majorennität sollte 
derselbe ratifiziert werden. Der grofse Kurfürst hatte dem 
unterm 24. März 1688 gewillfahrt. Da aber diese Formalien 
nicht vollzogen worden waren, wiederholten die Stände ihr 
Gesuch an den Kurfürsten im Dezember 1688 ^. Ein Bescheid 
des Kurfürsten darauf liegt nicht vor. Aber in den Grava- 
mina wiederholt sich die Bitte um reversalen Schutz gegen 
die, die sich in den Grafenstand erheben liefsen; ohne den 
Revers sollte ihnen der Titel nicht gestattet werden®. Es 
waren lediglich Befürchtungen, die sich in solchem Gravamen 
aussprachen; thatsächliche Übergriffe lagen nicht vor; so 
konnte sie auch der Fürst nur damit beruhigen, dafs er von 
solchem Verstofs gegen die Landesverfassungen keine Nachricht 
habe, vorkommendenfalls aber demselben steuern werde *. Nichts- 
destoweniger wiederholte sich die Bitte, als nach der Krönung 
die Zahl der Grafen zunahm und man fand, dafs trotz des- 
wegen ergangener Verordnung des Königs die Stände Ursache 
zu Befürchtungen hätten^; sie kehrte auch im Bedenken des 
letzten Landtages unserer JPeriode wieder®. 

Wichtiger als diese Titelfrage, die, wie es scheint, nie zu 
einem thatsächlichen Konflikt geführt hat, war die Stellung- 
nahme gegenüber den neuen Organen der Landeshoheit. 
Wurde die Thätigkeit derselben dem Adel besonders in wirt- 
schaftlicher Beziehung fUhlbar^, so kam bei den Landräten, 
die sich in ihrer Stellung zum Kurfürsten einflufslos ge- 
worden sahen und Fremden den Vorrang lassen mufsten, vor 
allem die Rangfrage hinzu. Nicht nur, dafs kurfürstliche 



1 Erl. Preufsen. Tom. I St. 2 No. VI p. 99. 

^ Memorial der Oberstände. — Kön., praes. 20. Dez. 1688. — Kön., 
Ostpr. Fol. 725 No. 31 p. 165—167. 

' Gravamina der OberstäDde. — Kön., praes. 1. März 1700. — R. 6. 
B.ß.B. 6. 

* Resolution auf der Stände Gravamina. — Kön., 16. Febr. 1701. — 
A. 6. ß.BJS. 6. 

» Allgemeines Bedenken. — Kön., 30. Jan. 1702. — R. 6. B.B.B. 6. 
— Kopie. 

* Allgemeines Bedenken. — Kön ., praes. 18. März 1704. — R. 6. 
B.B.B. 6. fol. 201 § 7. — Kopie. 

' Vgl. unten 2. Buch. 
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Beamte, besonders auch solche, die in besonderem Auftrage 
in Königsberg weilten, mit ihnen lediglich als mit Ständen 
verhandelten; sie beklagten sich auch wegen Präcedenz- 
streitigkeiten mit solchen und empfanden es vor allem schmerz- 
lich, dafs sie militärischen Chargen, Obristen und Generalen, 
den Vorrang lassen mufsten^, Klagen, für die ihnen in den 
Resolutionen freilich kein Gehör wurde. 

Vierter Abschnitt. 
Die Thätigkeit der Landräte. 

Der so gefährdeten Position entsprach auch ihre materielle 
Thätigkeit, der Zwiespältigkeit ihres Amtes entsprechend. 
Sehen wir vor der Hand ab von ihrer Funktion auf den 
Landtagen selbst, und verfolgen wir ihre sachliche Stellung- 
nahme zu der grofsen Zeitfrage, will sagen, zum Vordringen 
der Landeshoheit, so zeigt sich auch hier ihre oben angedeutete 
Tendenz, dabei ihre Rechnung zu finden und, indem sie sich 
innerlich lösten von den Interessen der ständischen Korpora- 
tion, möglichst an den Vorteilen der sich durchsetzenden 
Zwangsorganisation des Staates zu participieren. 

Es war natürlich, dafs sie bei Tagungen, unter dem Ein- 
fiufs und der Kontrolle des Adels, vor allem unter sich kon- 
trolliert durch die Korporation selbst, sich mehr der stän- 
dischen Seite ihres Amtes bewufst waren und diese, zumal 
wenn Nachgiebigkeit des Fürsten dies ungefährlich erscheinen 
liefs, energischer zur Geltung brachten. Darnach nur beurteilt, 
machte die Korporation auch in unserer Zeit immer noch 
«inen im ständischen Sinne erfreulichen Eindruck. Er dürfte 
in der Beurteilung irre führen, wenn man nicht ab und zu 
einen Blick thun dürfte auch in die Thätigkeit der Einzelnen 
aufserhalb der eigentlichen Tagung. 

Denn die Landräte bildeten nicht nur ein Organ des 
Landtages, oder wenn man will, sie waren, war derselbe 
nicht einberufen, dessen Vertretung in Permanenz. Sie, denen 
gleichermafsen „die Rechte und Privilegien des Landes wie 
die Hoheit der I^andesherrschaft" auf die Seele gebunden 
waren, als den custodes legum patriae*, durften auch sonst 
ihres Amtes warten, d. h. ständischen Gebresten nachspüren 
und diese vor die Oberräte bringen, oder mit den kurfürst- 
lichen Beamten in Königsberg beraten und kurfürstlichen 
Intentionen dann unter den Ständen den Weg ebnen. Es 



^ Gravamina derer vom Herrenstand n. L. — Kön. 1688. — Kön. 
Ostpr. Fol. 725. No. 36. p. 315-353 (p. 345). 

ä Beratung wegen Konfirmation der Landeschargen. — Kön. 1691. 
— Kön. Ostpr. Fol. 741. No. 95 fol. 581-589. 
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war erklärlich, dafs sie bei dieser Thätigkeit, nicht als Korpo- 
ration, sondern einzeln bearbeitet, leicht für die letztere 
Arbeit zu gewinnen, ja direkt entgegenkommend waren. 
Als Paul V. Fuchs 1692 in kurfürstlichem Auftrage in Königs- 
berg weilte, erhielt er mehrfach, wie er berichtet, den Besuch 
von Inhabern der Hauptämter und anderen Landräten, die 
ihn ihrer und der ihnen zugänglichen Kreise Geneigtheit ver- 
sichern , dem Kurfürsten zu willen zu sein ^. Ja man ver- 
schmähte es auch nicht, mit den im Plenum des Landtages 
oft so hart angegriffenen und im Lande aufrichtig gehalsten 
Beamten der Kriegskammer in Verbindung zu treten und 
sich persönlich zu empfehlen. Als der Kurfürst 1695 bei be- 
harrlicher Weigerung aer Ritterschaft mit Komplanation drohte 
und die Oberstände dadurch in grofse Aufregung kamen, 
wandte sich Joh. Georg v. Kainein an den „einflufsreichen" 
Kammerrat Küpner, versichernd, dafs der Kurfürst mit der 
Komplanation im Recht sei, und nur zart andeutend, denn es 
sei „gefährlich, davon zu schreiben", dafs das „harte Ver- 
fahren" doch wohl „nicht die rechte Art sei, den Vogel zu 
fangen" 2. Und der bei der Krönung 1701 geadelte Ober- 
sekretär Gottfried v. Werner, vom Könige mit diesbezüglicher 
Weisung versehen®, konnte demselben 1701 mitteilen, wie 
nach persönlicher Mitteilung die Landräte v. Groben, 
V. Schlieben, v. Lesgewang, und nicht weniger der Landrats- 
direktor (Friedr. Wilh. v. Canitz) fleifsig an der Arbeit seien, 
die vom Adel zu Gunsten des Königs zu disponieren*. 

Solche Fälle konnten den Fürsten nicht mehr von der 
Integrität der Korporation überzeugen. Sie zeigten, dafs man 
auf dem richtigen Wege war, nämlich die ständische Thätig- 
keit der Landräte zu Gunsten des Fürsten umzubiegen, indem 
man sich an ihren Ehrgeiz wandte. Man durfte mit dieser 
Auffassung der Landräte von ihren Kompetenzen zufrieden 
sein und deren korporativem Auftreten auf den Landtagen 
nicht mehr zu viel Wert beilegen. 

Aber die Landräte beschränkten sich nicht auf diese 
Thätigkeit in Ostpreufsen selbst. Als kurfürstliche Landräte, 
die sie zu sein wünschten, betrachteten sie es als zu ihrer 
Kompetenz gehörig, sich mit den Centralbehörden und dem 
Kurfürsten selbst in Verbindung zu setzen. Daher die Reihe 
von nicht besonders erbetenen Anzeigen und Reformvor- 



1 Bericht von Fuchs. - Kön., 6. Mai 1692. — R. 6. B.B.B. 3. — 
Ausf. 

2 Landrat Kai nein an Kammerrat Küpner. — Kön., 16. Febr. 
1695. — R. 6. B.B.B. 4. — Eigenhändig, 

8 Reskript an Werner. — Potsdam, 18. Okt. 1701 — R. 6. B.B.B. 6. 

— Konzept, ohne Sign. 

* Bencht von Werner. — Kön., 8. Nov. 1701. — R. 6. B.B.B. 6. 

— Ausf. 
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schlagen, die aus ihren Kreisen stammen und hier noch 
wiederholt angezogen werden sollen. Es wäre gewifs thöricht, 
sie als Verräterschriften zu bezeichnen. Mit nur wenigen 
Ausnahmen sind sie unterzeichnet. Es spricht aus ihnen die 
wirkliche Absicht, mit ihrem Vorgehen dem Lande und dem 
Fürsten zu dienen. Sie entspringen vielmehr dem Streben, 
der wiederholt angedeuteten Tendenz folgend, sich als dem 
Ganzen nützlich zu empfehlen, nachdem man sich aus den 
alten, starr gewordenen Formen längst gelöst. Alle diese 
Schreiber waren moderne Leute, die sich mit der neuen Zeit 
in ihrer Weise abzufinden suchten, ohne jedoch den Mut noch 
zu haben, auch ihren Genossen gegenüber die letzten Kon- 
sequenzen zu ziehen. Was der Landrat und Hauptmann zu 
Taplacken, Joh. Albr. v. Kreytzen, dem Grafen Kolb v. 
Warttenberg in seiner „Pro Memoria" betitelten Schrift über 
den zerrütteten Zustand der Landtage in Ostpreufsen mit- 
teilte^ — übrigens in derselben Zeit, als die Oberstände 
wieder einmal an gänzliche Abstellung der Kontribution 
erinnern^ — , deckte die Schwäche des ganzen Organismus 
schonungslos auf und lehrte den König, dafs es nur an ihm 
lag, wenn solche Einrichtung noch weiter bestand. 

Dafs man aber oflfen nicht dafür einzutreten wagte, was 
man schrieb, machte wohl am Hofe gegen die Absender mifs- 
trauisch. Der König sprach dies direkt aus in einem Reskript 
an den Hofrat Gottfr. v. Werner vom 15. Nov. 1701, in dem 
er sich freut über das Verhalten der Landräte, aber die Be- 
fürchtung ausdrückt, dafs die sich willig stellenden Landräte 
unter der Hand die von der Ritterschaft wieder schwierig 
machen, sodafs was ihm mit der eigenen Hand gegeben, ihm 
mit der andern wieder genommen werde ^. 

Fünfter Abschnitt. 
Das Kolleginm in der Bearteilnng eines Zeitgenossen. 

Das Mifstrauen des Fürsten hatte noch einen andern 
Grund : die Landräte selbst waren bei Hofe in ein übles Licht 
gestellt worden durch eine solche Schrift, die nach dem Titel 
dem Fürsten raten wollte, wie er bequeme Landtagswilligungen 
haben könne, die aber in der Hauptsache sich mit dem Land- 
ratskollegium als dem wichtigsten (nach des Absenders Mei- 



1 Kreytzen an Kolb v. W. — Kön., 5. Febr. 1701. — R. 6. 
B.B.B. 6. -- Eigenhändig. 

* Der gesamten Stände Bedenken. — Kön., praes. 25. Febr. 1701. — 
R. 6. B.B.B. 6. — Kopie. 

8 Reskript an Werner. — Colin, 15. Nov. 1701. — R. 6. B.B.B. 6. 
— Konzept, ohne Sign. 
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nung) beschäftigt ^ Gerichtet ist sie an eine Excellenz, der 
das preufsische Indigenat oflferiert worden ist, also vielleicht 
noch an Eb. y. Danckelmann, Sie ist eine der wenigen 
Schriften, deren Absender nicht genannt ist. Die genaue 
Kenntnis der landrätlichen Verhältnisse, der offenbare Neid 
gegen solche Glieder des Kollegiums, die durch Amterkumu- 
lation, besonders durch Beleihung mit Hauptmannschaften be- 
vorzugt sind, das Streben, solche Bevorzugte in ihrem Ver- 
halten zum Kurfürsten zu verdächtigen, lassen jedoch schliefsen 
auf einen Landrat selbst, und zwar auf einen, dem im Kollegium 
sein Recht nicht geworden, auf einen Übergangenen. Und 
dafs er den Kanzler v. Tettau in empfehlende Erinnerung 
bringt, der zur Zeit der erhaltenen Souveränetät als Landvogt 
von Schaacken besonders geschickt den ganzen Adel, wohin 
er gewollt, geführt habe, legt die Vermutung nahe, dieser 
Übergangene sei der schon früher erwähnte Melchior v. Tettau. 

Es ist nicht erweislich, ob die Schrift bei Hofe auch 
positiven Erfolg gehabt, und ob man die Vorschläge für die 
Praxis verwandte. Aber wenn auch dies nicht der Fall war, 
die Ausführungen, wenn auch in ihren Ausstellungen sicher 
tibertrieben, werfen doch ein solches Licht auf die Verhältnisse 
dieses Kollegiums, und die Vorschläge sind so bezeichnend 
für die Tendenzen in jenen Kreisen, dafs es berechtigt er- 
scheint, sie hier eingehender zur Darstellung zu bringen. 

Zum Fundament seiner Ausführungen setzt der Verfasser, 
der keinen Vorteil für sich erjagen , noch jemand beleidigen 
will, dafs, wie die Erfahrungen bisher gelehrt, die Landtags- 
willigungen wo nicht allein, doch in der Hauptsache von den 
Landräten abhängen. Das dürfte so bleiben, so lange die zu 
des Hofes wahrem Interesse bestehende Separation zwischen 
Stadt und Land verbleibe, und weil der Adel, sein Haupt- 
interesse in der Einigkeit mit den Landräten sehend, wenig 
geeignete Elemente als Führer in seinen Reihen habe. Bei 
der Bedeutung der Landräte komme es daher vor allem auf 
ihr Verhalten zum Fürsten an, und darauf habe man sein 
Augenmerk zu richten bei Neuaufnahmen sowohl wie bei Be- 
handlung der gegenwärtigen Glieder. Über letzteren Punkt 
sich zu äufsern, hält er zwar für sehr schwer, und er hütet 
sich auch vor Nennung von Namen; doch genügen die all- 
gemeinen Andeutungen. Darnach ist man bei der Auswahl 
der Inhaber der acht unteren Landratsstellen oft nicht vor- 
sichtig genug gewesen. Da kein hohes Gehalt damit ver- 



^ Unmafsgebliches Bedenken, wie Se. Ch. D. zu ßrandenburg 
unser ^ädiger Herr denen langwierigen Preufs. Landtagen und be- 
schwerlichen Kontradiktionen mit der Zeit abhelfen und die Stände in 
ihren postulatis zu ihrer Verlassenheit haben könnte. — „1697 oder 
1698". — R. 6. Bß.B. 5. — 
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bunden, übertrug man sie meist jungen Leuten, die eben ihre 
akademischen Studien beendet, und die nun ihren Einflufs 
weidlich ausgenützt; denn an Einflufs, wenn auch nicht an 
Gehalt, seien doch die unteren Stellen den oberen gleich, ja 
ein „schlichter" Landrat könne manches Oberamt an Intriguen 
übertreffen. Gelinge es ihnen dann durch ihren Einflufs, sich 
mit Amtern und Benefizien begaben zu lassen, so seien sie 
leicht geneigt, im Gefühl der gesteigerten Macht sich dem 
Interesse des Hofes zu widersetzen und die erhaltenen Emolu- 
mente als Belohnung für ihre (als Stände) dem Vaterlande 
erwiesenen Dienste anzusehen. Dem selbständigen Vorgehen 
der Einzelnen und ihrem ungestümen Auftreten zu wehren, 
sei auch das Direktorium oft nicht geneigt gewesen, das mehr 
nach der Fähigkeit, Bedenken zu verfertigen, gewählt worden 
sei, als nach der, sich Autorität bei den Mitgliedern verschaffen 
zu können. 

Aus diesen Ausstellungen, offenbar von dem Neid ein- 
gegeben eines Mitgliedes, das, von ähnlichem Streben beseelt, 
weniger gut dabei gefahren war, spricht also die Vermutung, 
es könne die Auszeichnung Einzelner diesen nur zur Stärkung 
dienen, gegebenenfalls für die Stände gegen den Hof kräftiger 
auftreten zu können. Wie man behutsam solche Auszeichnung 
zugleich zu einer Verpflichtung gegen den Landesherrn, mit 
anderen Worten wie man ihm die Landräte als Beamte ver- 
bindlich machen könne, darauf zielen seine folgenden Vor- 
schläge ab. 

Bei der Wahl zum Landrat solle es nicht sowohl auf die 
gelehrte Vorbildung, als auf natürlichen Verstand und Kennt- 
nis des Landes ankommen. Auch dürfe man sich nicht auf 
das verlassen, was die nach solcher Charge Strebenden ver- 
sprächen; denn es gelte wohl als Regel, dafs „die anfangs am 
lieblichsten pfeifen, nachgehends am übelsten tanzen". Auch 
gegen die Kommendation und Vorschläge der Regierung müsse 
man durchaus mifstrauisch sein und die Kandidaten mehr im 
geheimen erkunden; denn natürlich werde die Regierung 
stets „Patrioten", d. h. ständisch Gesinnte, in den Landrat zu 
bringen suchen. Besondere Vorsicht sei nötig bei der Ver- 
leihung anderer Amter an die Landräte, die ja wohl wegen 
des geringen Gehalts nicht zu vermeiden sei. Mifslich sei es. 
Hauptmannschaften zu konferieren, und schon übel genug, die 
vier Oberämter Landräten zu überlassen; denn diese würden 
dadurch zu selbständig und, indem sie die Deputierten be- 
arbeiteten, zu einflufsreich. Am besten sei es, ihnen Gnaden- 
gelder anzuweisen, die, damit die Herrschaft keinen Schaden 
leide, durch Einziehung überflüssiger Bedienungen und durch 
zeitweise Offenhaltung von Hauptmann Schäften zu gewinnen 
seien und bei ungehörigem Betragen der Benefizianten zurück- 
gezogen werden könnten. Bei Zuweisung von Ämtern aber 
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seien solche zu wählen, die „nicht perpetua, sondern ad nutum 
des Hofes revocabilia" seien. ' So eigne sich dazu eine Be- 
stallung im Tribunal, die ja alle drei Jahre aufhöre. Vorzüg- 
lich möchten sich zu Landräten empfehlen preufsische Militärs 
oder andere Hofdiener, die die Bedürfnisse der Armee kennten 
und zu willigen geneigt sein würden, vor allem aber zu ge- 
horchen Wülsten und in den Händen des Hofes seien. Denn 
letzteres müsse man sie besonders fühlen lassen und nichts 
auf Freundlichkeit und nachgiebige Behandlung geben, die 
meist den entgegengesetzten Effekt habe, als den man erwarte. 
Am meisten komme es auf einen geeigneten Direktor an, der 
geschickt im Abfassen der Bedenken, in der Abfertigung ent- 
gegengesetzter Meinungen, überhaupt in der Leitung und 
Zügelung sei. Aber auch dieser müsse möglichst kurz gefafst 
und vor seiner Wahl sondiert werden, wie er die langwierigen 
Tagungen zu beschleunigen gedenke, vor allem wie er gegen 
den Hof gesinnt sei. 

Alle diese Vorschläge zeigen also, wie schon erwähnt, die 
Tendenz, das Landratskollegium aus einem ständischen über- 
gehen zu lassen in ein kurfürstliches Organ, die Landräte zu 
fürstlichen, zu Dienern des sich durchsetzenden Staates zu 
machen, mit der hauptsächlichen Kompetenz der Fesselung 
der Stände oder besser der Ritterschaft. Die Geneigtheit dazu 
war vorhanden seitens einzelner Landräte, und sie führte zur 
Sprengung des ständischen Organs, nicht aber, wie der Ver- 
fasser will, zu einer Umbeugung in ein fürstliches, in ein 
Organ des Absolutismus. Wollten diese starken Individuali- 
täten ihre Rechnung finden, so konnte dies nur geschehen in 
den jungen, lebenskräftigen Organen des Absolutismus, im 
Heer und im modernen Beamtentum, die einem gesunden 
Egoismus reichliche Nahrung boten, wenn sie auch die 
Beugung der freien Persönlichkeit dafür erzwangen; nicht 
aber in dem altersschwachen Organ der Stände. Dieses be- 
stand nur mit den Ständen, untergrub sich selbst den Boden, 
indem es sich zur Fesselung derselben hergab, und trat mit 
dem Aufhören der ständischen Tagungen aufser Funktion. 

Hier sind diese Vorschläge, die dem Kurfürsten und 
seinen Dienern nur die Hinfälligkeit dieses Organs zeigten, 
ein Beleg mehr dafür, wie die Besten unter den Ständen, sich 
von der Tradition lösend, abgesehen von den wirtschaftlichen 
Forderungen, als Persönlichkeiten sich mit den Forderungen 
einer neuen Zeit abzufinden suchten. 

Sechster Abschnitt. 
Die Besoldung der Landräte. 

Dem nicht rein ständischen Charakter der Landräte ent- 
sprach es auch, dafs dieselben eine, wenn auch nur geringe, 
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Besoldung vom Kurfürsten erhielten. Auch ihre Geschichte 
in unserer Zeit zeigt die Abwandlung der Bedeutung dieses 
Organs. 

Als Beamte, die den fürstlichen Interessen förderlich sein 
sollten, erhielten sie aus der Rentkammer für ihre Thätigkeit 
aufserhalb der Landtage 44 Thaler 40 gr. jährlich, und als 
Hofkleidergeld 60 Mark oder 13 Thaler 30 gr. Für ihre 
Thätigkeit auf den Landtagen aber erhielten sie, ob anwesend 
oder nicht, für die Dauer derselben täglich 6 Mark oder 
1 Thaler 30 gr. Kostgelder und IV2 ScheflFel Hafer (oder 30 gr.) 
für ihre Pferde, ebenfalls aus der Rentkammer ^. 

Es war natürlich, dafs dies ihr Interesse an langen 
Tagungen erhöhte, dafs sie mindestens in den Verdacht kamen, 
aus diesem Grunde für eine schleunige Erledigung der Willi- 
gungen nicht besonders eifrig zu sein; die Drohung mit Ent- 
ziehung der Landtagszehrung wurde nun eins der Mittel, zur 
Beschleunigung der Willigungen anzuregen. Ein Reskript 
vom 2. Juni 1694 setzte deshalb für die bevorstehende Tagung 
sechs Wochen fest ; nach Verlauf derselben sollte keine weitere 
Zehrung verabreicht werden ^. Und wenn es auch damit nicht 
sofort ernst genommen wurde, so wurde doch bald darauf ein 
Bericht eingefordert über das, was während der Regierung 
des Kurfürsten an Landtagszehrung aus der Rentkammer aus- 
gezahlt worden sei^. Die Höhe der Summe sollte den Land- 
räten vorgehalten und ihnen damit gezeigt werden, wie kost- 
spielig ihre Beratungen seien. Besonders abschreckend konnte 
dies freilich, da die fürstliche Rentkammer diese Kosten 
deckte, auf die Landräte nicht wirken. 

Der erforderte Bericht der Regierung ergab an Aufwand 
für die Landräte in den letzten sechs Jahren 15000 Thlr,, im 
Durchschnitt also für den Landtag 2666^/2 Thlr. *. 

Es ist nicht ersichtlich, wie weit man in der folgenden 
Zeit mit der angedeuteten Drohung Ernst gemacht hat. Nur 
der Hinweis des Kurflirsten auf die Kosten der Landtage 
wiederholt sich in den Propositionen für die Tagungen und 
bietet einen Grund mehr flir den Wunsch, die Willigungen 
gleich auf mehrere Jahre eingerichtet zu sehen. Auf dem 
Landtage 1701 wufste er diesem Wunsche Geltung zu ver- 
schaffen. Den Landräten stand damit in Aussicht, einen Teil 
ihrer Emolumente zu verlieren; sie mufsten deshalb Gegner 
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dieses abgekürzten Verfahrens sein. Dafs die Landtagszehrung 
eine der vornehmsten Ursachen der Verschleppung der Land- 
tage sei, gab auch Joh. Albr. v. Kreytzen in seiner schon 
erwähnten Schrift zu, und er schlug, um dies Hindernis aus 
dem Wege zu räumen, dem Könige vor, den Landräten dafür 
ein Fixum zu reichen, es sei dies immer so klein wie es 
wolle ^. Nur teilweise ging der König darauf ein , indem er 
sich geneigt zeigte, die Zehrung den Landräten reichen zu 
lassen, auch wenn kein Landtag gehalten werde 2. Sei es, 
dafs sie dieser Versicherung keinen rechten Glauben schenkten, 
oder dafs sie fürchteten, es könnten ihnen ihre Bezüge ge- 
schmälert werden, jedenfalls griffen die Landräte den Gedanken 
Kreytzens auf und verlangten auf dem Landtage 1702 ein 
Fixum, das aber zureichender als ihr bisheriges Gehalt sein 
sollte. Gewifs war das Beispiel der übrigen verhältnismäfsig 
gut bezahlten königlichen Beamten nicht ohne Einflufs, und 
die Gehaltsforderung der Landräte war jetzt nur der zahlen- 
mäfsige Ausdruck dessen, was sie nach der oben angeführten 
Tendenz erstrebten, nämlich fürstliche Beamte im weiteren 
Sinne zu werden. 

Die Verhandlungen darüber nehmen in der Tagung von 
1702 einen breiten Raum ein. Die Landräte finden jetzt — 
und sie werden in ihren Beschwerden unterstützt von denen 
von der Ritterschaft — , dafs sie erröten müssen über ihre 
geringe Besoldung, die ihrer Zeit und ihrem Charakter so gar 
nicht mehr entspreche. Sie mochte wohl genügen, als sie vor 
mehr als 100 Jahren eingeführt wurde. Indessen hätten sich 
doch die Zeiten sehr gewandelt, nach dem Sprichwort: „Alle 
100 Jahre eine neue Welt". Früher erschienen die Landräte 
zuweilen in vielen Jahren weder am Hofe, noch auf Land- 
tagen. Jetzt seien seit der glücklich erhaltenen Souveränetät 
jährlich Landtage gewesen, und der Glanz des Hofes sei jetzt 
aufs höchste gestiegen, sodafs ihnen die Unkosten des Amtes 
in keiner Weise ersetzt würden, ja- die Ausübung desselben 
ihren Ruin herbeiführe. So .baten sie um eine Besoldung, 
die, wenn sie nicht höher sei, doch wenigstens der der Tribunals- 
räte gleichkommen müsse ^. 

Waren sie mit der Berufung auf die jährlich stattfinden- 
den Landtage nicht besonders glücklich in einer Zeit, in der 
man seitens des Hofes mit allem Eifer darauf aus war, diesem 
„Unwesen" ein Ende zu machen, grade auch mit Hilfe der 
Landräte, so zeigten ihre Ausfuhrungen überhaupt die völlige 

1 „Pro Memoria" des J. A. v. Kreytzen. — Kön., 5. Febr. 1701. 
R. 6. B B.B. 6. — Eigenhändig. 

« Reskr. an Werner. — Potsdam, 18. Okt. 1701. — R. 6. B.B.B. 6. 
— Konzept, ohne Sign. 

* Allgem. Bedenken der Oberstände. — Kön., 30. Januar 1702. — 
R. 6. B.B.B. 6. —.Kopie. 
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Verkennung der Grundlagen ihres Amtes. Ihr Streben, so rein 
königliche Beamte zu werden, mit einer ständischen Unterlage, 
die sie aber selbst untergruben, mufsie folgerichtig nur zur 
Schaffung von Sinekuren führen. Dieser Einsicht konnte man 
sich auch bei Hofe nicht verschliefsen , und so blieb ihr Ge- 
such ohne Erfolg. Erst als sie dasselbe 1703 wiederholten 
und nochmals eindringlich hinwiesen auf die Verkleinerung, 
in die ihre „zwar ansehnliche und sehr wichtige, aber sonst 
nur mühsame und kostbare Charge geraten"^, erfolgte eine 
Entscheidnng des Königs. 

Sie war nicht in ihrem Sinne, aber völlig der Sachlage 
entsprechend und — Küpner war fleifsig am Werke — be- 
zeichnend dafür, dafs man die Stellung der Landräte klar 
erfafst hatte. Mit dem Aufhören der Landtage, und damit 
durfte man jetzt getrost rechnen, kamen die Landräte, ob sie 
sich gleich darauf ausspielten, als fürstliche Beamte nicht mehr 
in Betracht. Ihre Charge war in der That „verkleinert" durch 
den steigenden Einflufs der modernen Beamten, die unbeein- 
flufst von ständischen Interessen waren. Damit war aber auch 
die Dotierung aus fürstlichen Mitteln zwecklos geworden. 
Wollten sie ihr Amt auf ständischer Grundlage erhalten wissen, 
so mochte man es aus Landesmitteln dotieren. Uud dahin ging 
des Königs Bescheid^. Danach sollten die Zehrungskosten 
cessieren, und wenn auch die Besoldung selbst noch nicht 
von dem Etat der Kentkammer abgestofsen wurde, so sprach 
doch die Geneigtheit dazu aus der Bemerkung, der König 
habe nichts gegen die Erhöhung der Salaria, wenn diese 
überhaupt aus Landesmitteln gedeckt würden. 

Damit waren die Landräte natürlich nicht einverstanden. 
Nachdrücklich betonten sie deshalb in ihrem Memorial, wie 
sie es als ihren höchsten Ruhm schätzten, Diener ihres Herrn 
genannt zu werden. Nun möchten sie nicht in ihres Herrn 
Sold gesetzt sein, vom Lande aber die Bezahlung nehmen^. 
Auch die Regierung legte nahe, wie schwierig des Königs 
Absicht durchzuführen sein werde, und wie es dadurch er- 
schwert würde, die Oberstände zu mehrjährigen Willigungen 
zu gewinnen*. Daher ihre Anfrage, ob es nicht damit lieber 
beim Alten zu lassen sei. 

Es liegt aus der folgenden Zeit eine Antwort des Königs 
nicht vor. Das läfst vermuten, dafs man es beim Bisherigen 



^ Sämtliche Landräte an den König. — Kön., 10. Dez. 1703. — 
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liefs. Es empfahl sich dies, weil ein Bestehen des Königs 
auf seiner Forderung der an sich schon langen Tagung von 
1704 unnütze Schwierigkeiten bereitet hätte; andererseits war 
der Betrag der bisherigen Besoldung für die königliche Kasse 
geringfügig, znmal mit dem Aufhören der Landtage von 1704 
ab die die Besoldung stets weit übersteigenden Zehrungsgelder 
in Wegfall kamen. Auch die Landräte selbst schweigen voll- 
ständig. Die Wendung, die ihr Anlauf zu nehmen gedroht, 
veranlafste sie anscheinend, auf weitere Erfolge in dieser 
Richtung endgültig zu verzichten. 

Siebenter Abschnitt. 
Position der Landräte am Schlafs der Periode. 

Wenn die Landräte diese Wendung schmerzlich em- 
pfanden, so lag das nicht in dem Fehlschlagen ihrer finan- 
ziellen Pläne an sich, sondern nach allem Vorausgehenden an 
dem Scheitern und Mifslingen ihres Strebens, ihre ständische 
Position den neuen Verhältnissen anzupassen. Materiell waren 
die Landräte zumeist anderweitig schadlos gehalten durch Be- 
gabung mit ertragreichen Ämtern in Hauptämtern und an 
Gerichten. Wie solche Amter ihren Einfluis im ständischen 
Sinne bedeutend erhöhten, so brachten sie sie auch in 
schwierige Stellungen zum Könige, stärkten aber auch wohl, 
wenn die Inhaber als Landräte gewonnen waren, den fürst- 
lichen Einflufs durch das Vorbild, das die landrätlichen In- 
haber solcher Stellen gaben. 

Als der Kurfürst 1691 die Marinegelder von allen Be- 
amten des Landes forderte, fand er auch bei einzelnen Land- 
räten heftiges Mifsfallen^. Die gemeinsame Beratung, wie 
man sich dazu zu verhalten habe, führte jedoch durch den 
Einflufs Einsichtiger zu dem Schlufs, „publice et privatim 
Sr. Ch. D. Interesse zu remonstrieren, das stehe einem be- 
eidigten Landrat wohl an" ^. Dies Beispiel konnte dann nicht 
ohne dem Kurfürsten günstige Folgen sein. 

Oft hatte wohl auch die Zuteilung einer Hauptmannschaft 
und die so erlangte Aussicht in ein Oberamt, und dadurch in 
die Oberratsstube zu kommen, die Wirkung ein leidenschaft- 
licheres Gemüt zu beschwichtigen. Der wiederholt erwähnte 
Melchior v. Tettau zeigt 1704 als Hauptmann von Lyck in 



^ Job. Georg y. Kalneins Bericht an einen Landrat. — Kilgis, 
25. Nov. 1691. — Kön. Ostpr. Fol. 741. No. 94 foi. 579—580. — Eigen- 
händig. — „Marinegelder^ waren Abzüge von dem Gehalt der knrf. 
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brandenb. Flotte Verwendung fanden. — 

^ Beratung wegen der verliehenen Landeschargen. — Kön. 1691. 
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einem Anschreiben nichts mehr von seiner früheren tempera- 
mentvollen Weise. Seine verständigen Ausführungen über 
einen Vermögenschofs ^ , wie auch die Äufeerungen anderer 
Landräte in dieser späteren Zeit lassen die Vermutung nicht 
unwahrscheinlich erscheinen, dafs man, einsichtig geworden 
über die Aussichtslosigkeit der Bestrebungen im Landrats- 
kollegium, sich darauf beschränkte, durch Verwaltungsthätig- 
keit und Einsicht in die wirtschaftlichen Verhältnisse sich zu 
empfehlen. — 



1 M. v. Tettau an Kol b v. W. — Kön., 14. März 1704. — R. 6. 
B.B.B. 6. fol. 254—256. — Eigenhändig. 



Zweites Kapitel. 

Ritterschaft und Adel. 



Erster Abschnitt. 
Allgemeine Charakteristik. 

Die zweite Kurie des Landtages bildeten die „von Ritter- 
schaft und Adel". Sie war an Zahl die überwiegende, und 
wegen der rein ständischen Grundlage die bedeutendste, im 
. Kampf gegen die Landeshoheit vor allem in Betracht kom- 
mende. Sie bildete die ständische Kerntruppe, nach ihrer 
Grundlage und nach ihrer organischen Geschlossenheit. 

Jene Grundlage war das Grundeigentum, verbunden mit 
eigner Grundherrlichkeit. Einst durch ihre Wehrpflicht dem 
Fürsten verbunden, hatten sich die Glieder dieser Kurie, die 
natürlichen Repräsentanten des Grundbesitzes, in der Stand- 
schaft zusammengeschlossen, wie alle Stände ursprünglich als 
Rat des Landes. Nachdem ihnen ihr eigentlicher Beruf, der 
des Kriegers, entzogen, waren sie als Grundherren auch Guts- 
herren geworden, mit der „Ausdehnung des Gutsbetriebes 
innerhalb des Herrschaftsgebietes" ^. Ihr Stand wurde dann 
ein politischer, als die Landeshoheit in ihre Interessen ein- 
zugreifen begann. In ihrem Ringen um die Teilnahme an 
der Herrschaft über das Ganze waren 43ie schliefslich unter- 
legen. Wenn sie sich jetzt noch rege zeigen, so gilt ihr 
Widerstand, der gerade in ihrer Kurie sich konzentriert, doch 
keineswegs mehr der Landeshoheit als solcher: auch in ihren 
Reihen erhebt sich nicht der geringste Widerspruch bezüglich 
der Huldigung des neuen Landesherrn. Indem dieser Wider- 
stand sich vielmehr namentlich gegen die Darreichung der 
Mittel richtete, die die Landeshoheit benötigte, indem Haupt- 



^ G. F. Knapp, Die Bauembefreiuno: u. der Ursprung der Land- 
arbeiter in den östl. Teilen Preufsens. I. TeiL Leipzig (1887). p. 38. 
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Streitfrage wurde, nicht sowohl ob, sondern wie diese Mittel 
zu reichen seien, wurde der politische Kampf zu einem vor- 
zugsweise wirtschaftlichen; die Machtfrage war wesentlich 
Geldfrage, und das Machtorgan wurde fast ausschli^fslich zu 
einem Organ der Vertretung der wirtschaftlichen Interessen, 
sei es bezüglich der Gewährung der Mittel, sei es bezüglich 
des Einflusses auf anderen Gebieten. Gerade in dieser Kurie 
war der Kampf am härtesten: die starken Individualitäten in 
ihren Reihen, politisch machtlos, mufsten in der Darreichung 
der Mittel zu weiterer Fesselung besonders schwierig sein. 
Gerade die Stärke dieser Kurie zog den Kampf in die Länge. 

Sie verdankte diese Stärke ihrer Gescnlossenheit. Der 
gesamte Adel des Landes gehörte ihr an — die wenigen 
Landräte hatten, soweit sie ständisch gesinnt waren, gleiche 
Interessen — , und die geschickte Verhinderung einer weiteren 
geburtsständischen Teilung in früherer Zeit hatte Trotz und 
Freiheitsgeflihl der Einzelnen gefördert, wie sie jetzt die wirt- 
schaftliche Solidarität aller zum Bewufstsein brachte. 

Die Bezeichnung „Ritterschaft und Adel" hatte nur for- 
male Bedeutung. Sie rührte her von der ehemaligen Unter- 
scheidung des niedern Adels in Ritter und Knechte, welche 
nur einen Unterschied in den zu prästierenden militärischen 
und Hofdiensten bezeichnet hatte, nie aber von Einflufs auf 
die landständische Gliederung geworden war. Die „Ritter- 
schaft" bezeichnete jetzt „nicht nur die mit der Ritterwürde 
bekleideten Edelleute, sondern überhaupt alle Rittergüter be- 
sitzenden, im Vasallenstande befindlichen Edelleute vom 
niedern Adel" ^; „Ritterschaft und Adel" ist daher der Titel 
einer Ständeklasse, gebraucht „im Sinne der Vorsicht, den 
Kollektivbegriff zu zerlegen und Einzelheiten an die Stelle 
des Allgemeinen zu setzen" , nach dem rechtsverletzenden 
Deutungen vorbeugenden Stil jener Zeit. 

Zweiter Abschnitt. 

Stellung gegenfiber den Landräten einerseits, den OSlmern 

andererseits. 

Eines besonderen Herrenstandes hatte man sich, die 
Landräte unterstützend, erwehrt. Diesen selbst liefs man 
gern unbestritten den Vorrang in den Landtagsverhandlungen : 
sie waren ihresgleichen, aus ihren Reihen hervorgegangen. 
Sie galten ihnen vorwiegend als Beamte, wenn sie sich dabei 
auch über den Charakter dieser Beamtung täuschten, die 
ihnen selbst zum Fallstrick wurde als Medium des fürstlichen 
Einflusses in ihren eignen Reihen. Mit ihnen gemeinsam 



1 Nach Mülveratedt, 1. c. p. 863 ff. 



- 40 — 

gaben sie sich die Bezeichnung „Oberstände**, und doch 
gingen jetzt, eine Folge der Zersetzung der ständischen Or- 
ganisation, ihre Interessen auseinander. Suchen jene, durch 
ihr Amt verleitet, als Persönlichkeiten ihre Rechnung zu finden 
in den neuen Verhältnissen, die ihnen übermächtig erscheinen 
und denen sie sich im übrigen fügen, — so ziehen diese sich 
zurück allein auf ihre wirtschaftlichen Sonderinteressen und 
versuchen von diesem engen Standpunkte aus vergeblich, der 
neuen Verhältnisse Herr zu werden. — 

Dieser Standpunkt dürfte auch das Verhalten dieser stän- 
dischen Korporation gegen die social unter ihr stehende Schicht 
der Bevölkerung, gegen die Cölmer und Freien, erklären. Man 
glaubte in dem wirtschaftlichen Kampfe um so wirksamer 
vorgehen zu können, je breiter die Basis der Korporation in 
der Bevölkerung wurde. 

Die Cölmer und Freien waren in der letzten Zeit des 
Grofsen Kurfürsten häufig mit ungewilligten Forderungen be- 
legt worden. Nach seinem Tode nahm sich die Ritterschaft 
derselben besonders an; sie suchte die alte Angliederung 
derselben an ihren Stand aufrecht zu erhalten. Da Kurfürst 
Friedrich HI. zunächst eine Kontinuation der bisherigen 
Willigung wünschte, so bezog sich diese auch auf die Sonder- 
auflage der Cölmer. Es war die Kriegskammer, und vor allem 
der Rat und Kammermeister Küpner, die solche Separation 
der Cölmer weiter wünschten ^ und daher bei der preufsischen 
Regierung dagegen protestierten, dafs diese, dem Wunsche 
der Ritterschaft gemäfs^, nur die von den beiden Oberständen 
ge willigten 15 gr. für die Hube ausschreiben wollte. Von der 
Kriegskammer beeinflufst, befahl der Kurfürst, von den Cöl- 
mern, wie bisher, das Doppelte, 30 gr. monatlich von der Hube, 
zu fordern*. Ja er verwahrte sich ernstlich dagegen, dafs 
man aus den Cölmem einen neuen Stand machen wolle* Dem 
leistete die preufsische Regierung Folge *. Die Cölmer aber, 
die ihnen günstige Stimmung der Kitterschaft benutzend, welche 
die Angelegenheit der Cölmer bereits in ihre Gravamina auf- 
genommen hatte®, wandten sich beschwerdeführend in aus- 



1 Relation der Oberräte. — Kön., 18. Nov. 1688. — Kön. Et. — 
Min. 87 e. fol. 95—98. — Konzept. 

* Derer von der Ritterschaft u. Adel Konformität in WUlioung. — 
1688. — Kön. Ostpr. Fol. 725. No. 17 p. 109—111. 

» Reskript an die Pr. Reg. — Minden, 21. Nov. 1688. — Kön. Et. 
— Min. 87 e. fol. 99—102. Ausf. 

* Reskript an die Pr. Reg. — Sparenberg, 27. Nov. 1688. — Kön. 
Et. — Min. 87«. fol. 107-109. — Ausf. 

B Relation der Pr. Res. — Kön., 22. Nov. 1688. — Kön. Et. — 
Min. 87 e. fol. 103—105. — Konzept. 

* Der Ritterschaft Gravamina. - KÖn., praes. 1. Dez. 1688. — 
Kön. Ostpr. Fol. 725. No. 37 p. 355 —394 (p. 366). Kopie. 
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führlicher Bittschrift an die Oberstände auf dem Landtage 
1689^. Ihre Ausführungen machte sich die Ritterschaft voll- 
ständig zu eigen ^. 

Diese Ausführungen zielten vor allem darauf hin, als freie 
Männer ihre Angliederung an die Ritterschaft aufrecht erhalten 
zu sehen. Sie verweisen deshalb auf die rechtliche Grundlage 
ihres Güterbesitzes : nach cölmischem Recht dürfen sie darüber 
frei verfügen, sich auch ohne Verlaub einer Herrschaft des- 
selben entledigen; rechtlich ist ihre Stellung dieselbe wie die 
der Ritterschaft; nur die Gröfse des Besitzes zeichnet letztere 
a,us. Sie verweisen dann auf die alte Observanz, wonach 
ihnen auf Grund so qualifizierten Besitzes auch ihre politische 
Vertretung als Stand geworden : man hatte sie zur V erkündi- 
gung der Landtagsproposition wie auch zur Abstattung der 
Relation in die Ämter gefordert und ihnen das Recht gewährt, 
ihre Gravamina auf den Landtagen einzugeben. Das hätte 
sie genügend wenn auch nicht als besonderen Stand, so doch 
als Glieder der Oberstände charakterisiert. So bescheiden sie 
nun zugeben, dafs billig zwischen ihnen und dem Adel ein 
Unterschied bestehe, so entschieden trennen sie sich von den 
Bauern. Folgendes scheide sie von diesen: Sie besitzen ihre 
Güter zu cölmischem Rechte, haben sie also teuer erworben, 
haben aber auch von der Herrschaft keine Unterstützung zu 
erwarten, wie die Bauern, wenn sie durch Unglücksfälle und 
grofse Belastung sich auf denselben nicht halten können. Das 
Privilegium Culmense, das sie zur Landesdefension verpflichte, 
wie die auf gleicher rechtlicher Grundlage beruhenden Ritter- 
güter, sowie alle darauf folgenden Konfirmationen, besonders 
auch die vom 24. Nov. und 6. Dez. 1663, sichern ihnen zu, 
dafs ihnen aufser bestimmten (cölmischem Pfennig, Pflug- 
getreide) und den öffentlich gewilligten Kontributionen keine 
anderen Lasten auferlegt werden sollen. — Der grofsen Masse 
der Altsässigen schliefsen sich die Cölmer und Freien des Tilsit- 
schen Amtes an, die, auf Erbzins sitzend, ihre Verschreibungen 
im Namen der Landesherrschaft nur von der preufsischen 
Regierung, aber nachmals, auch nach 1612 nicht, von der 
Landesherrschaft selbst nicht konfirmiert erhalten haben. 

Der besitzrechtlichen Grundlage nach durften sich die 
Cölmer also wohl der Ritterschaft zuzählen. Als Geburtsstand, 
der allerdings auf gleichem Besitzrecht basierte, war die 
letztere genügend in sich und von jenen abgeschlossen, als 
dafs sie sich in ihrer ständisch-politischen Thätigkeit durch 
jene Nachbarschaft geniert gefühlt hätte. Indem nun die 



* Der sämtlichen Cölmer Bittschrift. — Kon. Ostpr. Fol. 725. 
No. 42 D. 419-430. — Ausf. 

2 üerer von der Ritterschaft u. Adel Gutfinden. -— Kon. praes. 
19. März 1689. — Kön. Ostpr. Fol. 725. No. 41 p. 409-418. 
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Solitische Bedeutung der Korporation zurücktrat , indem die 
[acht der Landeshoheit sich durchsetzte und dem ständischen 
Organ in der Hauptsache nur die Art der Aufbringung der 
Mittel überlassen blieb , nahm jetzt die Ritterschaft ein ganz 
anderes Interesse an den Cölmern und Freien. Es konnte ihr 
nicht gleichgültig sein, wenn der Kurfürst wirtschaftlich eine 
grofse Schicht der Bevölkerung bedingungslos in seiner Hand 
hatte und Mittel aus dem Lande zog, die auf das verfassungs- 
mäföig gewilligte Quantum nicht angerechnet wurden. Indem 
man die Angliederung der Cölmer aufrecht erhielt, gewann 
man eine breitere Basis für das abgeforderte Quantum, also 
selbst eine Erleichterung. (Es war nur die Konsequenz dieses 
Strebens, wenn die Ritterschaft dann auch die kleinen Städte 
in diese ihre Interessensphäre einzubeziehen suchte und, damit 
nur für kurze Zeit glücklich, dann ihr Augenmerk mit Erfolg 
auf des Kurfürsten Immediat-Unterthanen richtete. Sie mufste 
Halt machen vor den Städten, und so entspinnt und verschärft 
sich der Kampf mit diesen, vor allem den Städten Königsberg. 
Es ist der wirtschaftliche Kampf zwischen Stadt und Land 
mehr als der politische Kampf zwischen Landeshoheit und 
Ständen, der unserer ganzen ^eit seine Signatur aufprägt.) 

Hatte die Ritterschaft daher schon bei der ersten Willigung 
1688 den Schutz der Cölmer gegen ungewilligte Forderungen 
zur Bedingung gemacht ^, so forderte sie energisch deren Ein- 
beziehung in ihre Reihen 1689. Sie wollte deren Exemtion 
von allen ungewilligten Kontributionen, die ihnen nach ihren 
Privilegien zustehe, geachtet wissen, da die Cölmer und Freien 
in dieser Beziehung nicht minder „herrlich" seien als der 
ganze Adel, und bildeten sie auch keinen eigenen Stand, so 
seien sie doch dem Adel fest inkorporiert und mit ihm „Glieder 
eines Leibes" ^. Es war die Auffassung der Kriegskammer 
nicht, die den Cölmern weitere Auflagen nach Bedürfnis aus- 
schrieb^. Und wenn diese sich auch auf das Reskript des 
Grofsen Kurfürsten beriefen, in dem dieser sie 1669 zu der 
von den Oberständen gewilligten Forderung gezwungen und 
sie also dem Adel gleichgestellt haben sollte*, so erwies sich 
dies doch als eine stumpfe Waflfe. Die Oberstände selbst 
baten im Interesse der Cölmer, als der Kurfürst sich auf dies 
Reskript berief und danach zu handeln versprach^, dasselbe 



^ Derer von der Eitterschaft u. Adel Konformität in Willigung. — 
Kön. 1688. — Kön. Ostpr. Fol. 725. No. 17 p, 109—111. 

2 Gutfinden derer von der Eitterschaft u. Adel. — Kön., praes. 
19. März 1689. — Kön. Ostpr. Fol. 725. No. '41 p. 409-418. 

" Bitte sämtlicher Cölmer des Amts Brandenburg. — Kön., praes. 
1. Febr. 1690. - Kön. Ostpr. Fol 725. Nr. 5 p. 29—33. 

* Eeskript wider der Cölmer Halsstarrigkeit. — 23. Dez. 1669. — 
Kön. Ostpr. Fol. 12b. Nr. 26 p. 269—280. 

^ Kurf. Resolution auf Qravamina. — Kön., 5. April 1690. — L c. 



— 43 — 

zu kassieren, da allerlei Limitationen darin seien , die dem 
Herkommen und den Privilegien dieser Leute widersprächen ^. 

Denn die Achtung vor solchen Privilegien mochte die 
Ritterschaft neben dem wirtschaftlichen Interesse veranlassen, 
sich der Cölmer und Freien anzunehmen. Es war klar, dafs 
die Nichtbeachtung derselben gegenüber den Cölmern auch 
die ihrer eigenen Privilegien möglich erscheinen lassen mufste. 
Diese Privilegien aber waren doch das rechtliche Schutzmittel 
der Korporation, durch das sich die Korporation abgrenzte 
und absdilofs gegen die aufser ihr Stehenden, sodafs ihr Pakte^ 
mit anderen Schichten der Bevölkerung im wirtschaftlichen 
Interesse geschlossen, nichts schaden konnten. Sie waren das 
Machtmittel, durch das sich die Korporation vor allem die 
Beamtungen des Landes sicherte. Je mehr die Landeshoheit 
vordrang, d. h, je mehr sie die durch jene leges speciale» 
einst vergebenen Rechte wieder zurückzog , um so eifriger 
suchte man sich den Rest zu sichern, da mit dem völligen 
Abbröckeln desselben sich die Korporation auflösen mufste. 
Soweit noch von einem politischen Kampfe zwischen Landes- 
hoheit und Standschaft in unserer Zeit die Rede ist, dreht 
sich derselbe daher vorzugsweise um den Inhalt der Privilegien, 
darum, wie weit das suprenjum dominium, nachdem es sich 
durchgesetzt, seine vollen Konsequenzen zu ziehen geneigt und 
imstande war. 

Den Zugang zur Korporation schützte formell noch das 
Indigenat. Die Reste der alten Verwaltungs - , Justiz- und 
Polizeihoheit sicherte ihr die Berechtigung ihrer Glieder zur 
Besetzung der höheren Beamtenstellen: nur aus ihren Reihen 
durfte der Kurfürst besetzen die Stellen der Oberräte, der 
Landräte, der Hauptleute, der Landjägermeister und Land- 
obristen, von fünf Assessoren am Oberappellationsgericht, von 
fünf Assessoren und des Präses am Hofgericht; in anderen 
Ämtern, ohne Jurisdiktion , sollten sie den Vorrang haben. 
Ständische Sonderstellung und Abschliefsung war ihnen ferner 
auch gewährleistet durch die pares curiae in Streitigkeiten und 
durch die Besetzung von Kommissionen nur mit Adeligen, so- 
fern sie Sachen des Adels betrafen^. 

Dritter Abschnitt. 

Zusammensetzung des Organs auf dem Landtage. — Zahl 

der Deputierten. 

Die so als Geburtsstand sich abhebende Schicht der Be- 
völkerung, durch Privilegien geschützt und bevorzugt, formierte 

1 Triplica der Oberstände. — Kön., praes. 9. Juli 1690. — Kon. Et. 
Min. 87*1. fol. 67—88. — Ausf. 

2 Lydicius, Notitiae Ducatus Prussiae. (1677.) Cap. V. p. 197—200. 
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nun ihr ständisches Organ auf dem Landtage durch Entsendung 
von Deputierten aus ihren Reihen, denen man die Vertretung 
der Interessen dieses Standes übertrug. 

Es läfst sich eine verfassungsmäfsige Festsetzung der Zahl 
der Deputierten, die das ständische Corpus bilden sollten, nicht 
nachweisen; hätte eine solche bestanden, so würde sie sicher 
in unserer Zeit, der Zeit der Erstarrung der ständischen 
Organisation, Erwähnung gefunden haben. Im Princip dieser 
Organisation lag es, dafs jeder, der zur Standschaft gehörte, 
auch an der Tagung teilnehmen durfte. Die Beschwerlichkeit 
der Durchführung dieses Verfahrens hatte dies unmöglich ge- 
macht; das praktische Bedürfnis, Herkommen und Gewohnheit, 
nicht aber Verordnungen und Gesetze hatten zur Entsendung 
von Deputierten geführt, denen man die Vertretung der ge- 
meinsamen Interessen übertrug, und die man dafür durch 
Reichung von Zehrung schadlos hielt. Ebenso gewohnheits- 
rechtlich hatte man sich bei der Bildung von beauftragenden, 
von Wahleinheiten an die Amtereinteilung des Landes an- 
geschlossen, ohne sich auch bei der Zahl der aus den ein- 
zelnen Ämtern zu Entsendenden eine bestimmte Norm zu 
setzen. Der Gang der Entwickelung hat in unserer Zeit 
dahin geführt, dafs mit der mehr und mehr sich durchsetzen- 
den Anerkennung der pluralitas votorum in den Verhandlungen 
des ständischen Corpus auf dem Landtage die beauftragenden 
Einheiten, die Ämter, auch Abstimmungseinheiten wurden. Als 
1689 der Kurfürst die Zahl der Deputierten möglichst be- 
schränkt wünschte, richtete die preufsische Regierung die 
Ausschreiben dahin ein, dafs auf jedes Amt nur ein Depu- 
tierter kommen sollte*; ohne jeden Widerspruch wurde diese 
Anordnung, die doch einen organisatorischen Eingriff enthielt, 
von den Ständen hingenommen und befolgt. Stimmen mehrerer 
Ämter waren übertragbar auf einen Deputierten. Daher der 
Vorwurf des Joh. Albr. v. Kreytzen in seiner „Pro Memoria" 
betitelten Anklageschrift, es- liefsen sich einige Deputierte, von 
Ehrgeiz getrieben, in 4 — 5 Ämtern zugleich instruieren und 
gewännen dadurch „soviel Stimmen"^; daher auch weiter sein 
Vorschlag, man möge bei Schwierigkeiten in dem Corpus der 
Ritterschaft, die oft nur von einzelnen, durch solche Zusammen- 
legung der Stimmen mächtig gewordenen Deputierten aus- 
gingen, so verfahren, wie schon 1616 und 1621 geschehen, 
nämlich jedes Amt, von Brandenburg angefangen, veranlassen, 
sein Votum und dadurch seinen Assen sum oder Dissensum 
einzureichen, dann werde man die richtige pluralitas votorum 



1 Relation der Oberräte. — Kön., 31. Dez. 1689. — Kön. Et. — 
Min. 87 e. fol. 298, 299. — Konzept. 

2 J. A. V. Kreytaen an Kolb v. W. — Kön., 5. Febr. 1701. 
— 1. e. 
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haben , die nicht mit der Pluralität im Kollegium der Ritter- 
schaft zusammenfallen werde. 

Waren die Ämter Abstimmungseinheiten, so kam die Zahl 
der Deputierten weniger in Betracht. Die Verzeichnisse der 
Deputierten, die, betitelt „Rang der Herren Landboten" , in 
der stets wiederkehrenden Reihenfolge der Amter auch ver- 
mutlich die Ordnung beim Votieren ihrer Vertreter angeben, 
zeigen, soweit sie vorliegen, nur 1688 mehrere Deputierte in 
einzelnen Ämtern^. Durchweg bekunden sie den Brauch 
zahlreicher Ämter, ihre Stimmen zu übertragen, wohl haupt- 
sächlich, um die Kosten zu mindern, wenn dies auch in der 
Wirkung, wie schon erwähnt, dem ehrgeizigen Streben ein- 
zelner Deputierten entgegenkam. In der späteren Zeit und 
mit der zunehmenden Landtagsmüdigkeit, resultierend aus der 
Erfolglosigkeit der Tagungen, mehren sich die Zusammen- 
legungen der Stimmen, oft von drei und vier, auf einen De- 
putierten*, sodäfs der Vorwurf Kreytzens berechtigt erscheint 
Noch bezeichnender aber ist für die zunehmende ständische 
Interesselosigkeit an den Tagungen, dafs eine mit den Jahren 
stetig steigende Zahl von Ämtern überhaupt keine Deputierten 
entsandte. Nur der Landtag von 1688 sieht durch 37 Depu- 
tierte alle 40 Ämter vertreten: 1697 schon erscheinen nur 
20 Deputierte im Auftrage von 29 Amtern; ihre Zahl sinkt 
1700 auf 16 Deputierte fUr 24 Ämter; und erst die Aufregung, 
in die die wohl ruchbar gewordene Absicht, die Landtage 
überhaupt zu schliefsen, die Ritterschaft brachte, steigerte 
wenigstens die Zahl der vertretenen Ämter wieder um ein 
Bedeutendes, deren 1704 34 durch 19 Deputierte vertreten 
wurden®. 

Vierter Abschnitt. 

* 

Depntiertenwahl und Imtertagnng. 

Da mit der abnehmenden Zahl der Deputierten und mit 
der Vereinigung von Stimmen die Bedeutung des Einzelnen 
auf der Tagung selbst wuchs , so kam sehr viel auf dessen 
Qualifikation an und auf die Wahl, die man in den Ämtern traf. 

Für die Wahl, oder besser wohl für die Beauftragung 
dessen, der sich zur Verfügung stellte, hatte sich gewohnheits- 
rechtlich — wenigstens finden sich auch hierfür keine ver- 
fassungsmäfsigen Festlegungen — ein Verfahren herausgebildet. 



1 „Rang der Landboten«. — 1688. — Kön. Ostpr. Fol. 725. No. 3 
p. 22 23. 

'2 Rang der Deputierten. — 1700. — Kön. Ostpr. Fol. 750. No. 40 
fol. 278. 

« Vgl. die Zußammenstellung der Deputierten auf den Landtagen 

in Anlage No. I. 
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das in seinem Verlaufe Ähnlichkeit mit der eigentlichen Land- 
tagshandlung zeigt und gleichsam eine Vortagung war. Hier 
fand jeder Einzelne des Standes Ersatz für die ihm durch die 
Ungunst der Verhältnisse abgehende Beteiligung an der Haupt- 
tagung ; hier durfte er in den sich sicher in einfachen Formen 
bewegenden Verhandlungen in zwangloser Weise seiner Mei- 
nung und dem, was ihn drückte, freien Ausdruck geben, — 
wenn anders er auf ständischem Wege noch Abhilfe erhoffte. 
Die gröfsere oder geringere Teilnahme an diesen Ämtertagungen 
ergab den sichersten Mafsstab flir das mehr oder weniger rege 
ständische Leben überhaupt. Es ist ein Beweis dafür, dafs 
dieses Leben nahezu erloschen ist, wenn man nach der obigen 
Angabe in^ einer ganzen Reihe von Ämtern nach und nach 
auf die Entstehung von Deputierten verzichtete, oder wenn 
der Kanzler Georg Friedrich v. Kreytzen in einer vertrau- 
lichen Mitteilung an Eberhard v. Danckelmann berichten 
konnte, dafs zu den Konvokationen in die Ämter 1694 sich 
nur 3 — 4 Personen eingefunden hätten, und wenn er empfehlen 
mufste , man solle durch Festsetzung einer ansehnlichen Strafe 
für das Ausbleiben den Adel zum Besuch zwingen^. 

Doch nicht gleichmäfsig war das ständische Leben in den 
Niederungen erloschen. Am Anfange unserer Periode, da sich 
frohe Hoffnung regte, und während des ganzen Verlaufs der- 
selben lassen wenn auch nur spärliche Einblicke doch ab und 
zu ein Aufflackern erkennen. Wenn auch die Masse sich 
resigniert in ihr Schicksal ergab, in den meisten Ämtern gab 
es noch Individualitäten, die sich nicht beugen wollten, und 
die in den kleinen Tagungen leitend oder sich als Deputierte 
empfehlend die alte Form noch mit Leben füllten. 

Denn diese Form wurde noch überall innegehalten. — 
Sobald des Kurfürsten Forderung für den neuen Landtag in 
Königsberg eingetroffen war, ergingen die Ausschreiben seitens 
der Regierung in die Ämter, mit genauer Angabe dieser For- 
derungen und des Termins sowohl der Konvozierung der. 
adeligen und der „anderen Einsassen" in das Amt, als auch 
der Eröffnung des Landtages " in Königsberg. Die hier vor- 
liegenden sind zumeist an Melchior v. Tettau gerichtet, den 
Verweser der Hauptämter Preufsisch - Eylau und Barten- 
stein ^. 

Die auf die Einladung des Hauptmanns am festgesetzten 
Tage im Amt erschienenen „Einsassen" eröffneten die Tagung 
mit einer gemeinsamen Mahlzeit, die ihnen, um sie den kur- 
fürstlichen Forderungen geneigt zu machen, aus dem Amte 



1 Vertrauliche Mitteilung des Oberrats v. KreytzcD. — Kön., 
24. Dez. 1694. — R. 6. B.ß.B. 4. — EigenhäDdig. 

« Ausachreiben der Fr. Reg. — Kön., 2. Nov. 1699. — Kön O&tpr. 
Pol. 750. fol. 62, 63. — Auaf. 
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nach alter Observanz gereicht wurde ^. Die Kosten derselben, 
wenn auch in den einzelnen Ämtern geringfügig, überstiegen 
in der Summe aller Ämter doch bei weitem die Kosten der 
Landtagsmahlzeit 5 und da sich der Betrag dafür bei den 
regelmäfsigen Tagungen von 1688 — 1704 fast jährlich wieder- 
holte, so waren die Klagen des Kurfürsten darüber, die sich 
von 1694 an regelmäfsig wiederholten, zum Teil berechtigt. 

Die noch aus dem Jahre 1704 vorliegenden Rechnungen 
lassen nebenbei erkennen , dafs bis zur letzten Zeit die ganze 
„Wablgeometrie" dieselbe wie früher blieb. Auch sonst 
sprechen keine Anzeichen dafür, dafs man seitens der Landes- 
hoheit versucht habe, irgendwie regulierend oder unterdrückend 
die den Deputierten entsendenden Organe als solche zu be- 
einflussen^. 

Diese Beeinflussung erfolgte, soweit sie sich als nötig er- 
wies, unter Achtung der bisherigen Formen wesentlich durch 
den Hauptmann, der mit der Einleitung der Verhandlungen 
beauftragt war und gemessenen Auftrag erhielt, die der kur- 
fürstlichen Absicht konforme Willensmeinung der Oberräte 
aufs beste vorzutragen und für zureichende Instruktion des 
Deputierten zu sorgen ^. In kritischen Zeiten, oder wenn man 
den Kurfürsten für eine bevorstehende Resolution auf Grava- 
mina günstig stimmen wollte, wandte sich dann die Regierung 
an die „bekannte Dexterität" des Hauptmanns, an seine 
„standhafte Treue und Devotion"*. In jenem Falle, wenn es 
z. B. galt, wie 1689, nach der vergeblich geforderten stän- 
dischen Deputation den erzürnten Kurfürsten durch eine zu 
reichende Willigung zu versöhnen, forderte die Regierung 
auch schleunigen Bericht über den Verlauf der Ämtertagung ^. 
Wie die meisten dieser Berichte wenigstens die offizielle Ge- 
neigtheit der Hauptleute, für des Kurfürsten Interesse einzu- 
treten, zeigen, so gewähren sie auch Einblicke in den Verlauf 
der eigentlichen Handlungen. 

Letztere begannen, wie auf dem Landtage, mit der Ver- 
lesung der Proposition, die vorher von dem Hauptmann oder 
wohl dem Amtsschreiber entworfen war und neben den For- 
derungen des Kurfürsten und der Begründung derselben je 
nach der Gesinnung des Hauptmanns noch „andre Motive zur 



^ Relation der Pr. Reg. — Kön., 13. Juli 1714. — Geh. Hofkammer 
bezw. Gen.-Dir. Tit. 36 No. 2. — Ausf. 

^ Wohl aber darf die später zu erwähnende Einstellung der „Ee- 
lation'' als solche Beeinflussung gelten. 

^ Ausschreiben der Preuß. Eeg. — Kön., 14. Juli 1688. — Kön. Et. 

— Min. 87d. fol. 3, 4. — Konzept. 

* Ausschreiben der Pr. Reg. — Kön. , 21. Febr. 1689. — Kön. Et. 

— Min. 87e. fol. 29. — Konzept. 

ö Ausschreiben an die Hauptleute. — Kön., 1. Juli 1689. — Kön. 
Et — Min. 87e. fol. 129. — Konzept. 
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Gewinnung der Gemüter" ^ enthielt. Die vorliegenden sind 
aus den Ämtern Preufsisch-Eylau und Bartenstein. Weitschweifig 
und umständlieh und phrasenreich, im Stile der Zeit, mahnen 
sie zu fleifsiger Verhandlung^. 

Mit der Verlesung dieser Proposition war des Haupt- 
manns offizielle Thätigkeit erledigt. Er hatte zurückzutreten 
und mufste die in der Amtsstube Versammelten sich selbst 
überlassen. Nur wenn er, wie Melchior v. Tettau in Preufsisch- 
Eylau und Bartenstein (der wohl eben deswegen lange Jahre 
nur Verweser dieser Ämter blieb), im Amte selbst sefshaft 
war, wurde er auch zu den Beratungen und zur Abstimmung 
gezogen ^. Das hinderte jedoch nicht, däfs der Hauptmann bei 
dem Ansehen, das er genofs, auf privatem Wege je nach 
Neigung die Verhandelnden beeinflussen konnte*, solange man 
nicht besonderes Mifstrauen gegen ihn hegte. War dies der 
Fall, so schlofs man ihn völlig aus, Andreas v. Lesgewang 
mufste so 1689 berichten aus Angerburg, dafs die Einsassen 
ihm nichts von der Willigung und der Instruktion des Depu- 
tierten offenbart, sondern dieselbe ganz unter sich beschlossen 
hätten ^. Auch Christ. Alex, v. Rauschke, Landrat und Haupt- 
mann zu Rastenburg, hatte nach seinem Bericht nur „ge- 
merket", dafs sich die Einsassen willig zeigen würden®. 
Melchior v. Tettau giebt offen der Regierung den Grund zu 
dieser Vorsicht der Einsassen an: sie hätten Nachricht von 
dem Befehl an die Hauptleute, zu berichten, erhalten, und 
obgleich er als Einsasse an den Beratungen teilgenommen 
und um das Resultat wufste, bat er, sich mehr als Stand denn 
als Beamter fühlend, von einer bezüglichen Mitteilung absehen 
zu wollen, da, wenn er sich so zum Verräter machen würde, 
dies nur seine Stellung und die fernere Möglichkeit, im kur- 
fürstlichen Interesse thätig zu sein, erschweren würde ^. Es 
war nur die verschleierte Angabe eines ungünstigen Resultats^ 
mit der er sich zu sal vieren suchte. Er mochte aus Erfahrung 
sprechen, wenn er — falls er der vermutete Anonymus ist — 
in der früher erwähnten Schrift' ausführt, dafs „sehr vieles 
oder doch das meiste" auf solche als Hauptleute thätige Land- 



^ Ausschreiben an die Hauptleute. — Kön., 1, Juli 1689. 1. c. 

3 Propositio in den Ämtern Preuf8.-Eylau und Bartenstein. — 
16. Nov. 1699. — Kön. Ostpr. Fol. 750. fol. 70, 71. -r- Konzept. 

8 Bericht des Melchior v. Tettau. — ßartenstein, 13. Juli 1689. 
— Kön. Et. — Min. 87 e. fol. 149, 150. — Eigenhändig. 

* Bericht des Th. v. F oll er. — Preufs. Mark, 12. Juli 1689. — 
Kön. Et. — Min. 87«. fol. 145, 146. — Eigenhändig. 

^ Bericht des Andr. v. Lesgewang. — Angerburg, 11. Juli 1689. 
■— Kön. Et. — Min. 87 e. fol. 141, 142. — Eigenhändig. 

ö Bericht von Eauschke. — Eastenburg, 12. Juli 1689. — Kön. 
Et. — Min. 87 e. fol. 147, 148. — Eigenhändig. 

■^ Vergl. oben p. 28 flF. 



- 49' — 

rate ankomme, und dafs sie es schon „zu karten wüfsten, dafs 
Deputierte erwählt würden, die gewohnt seien, den Mund weit 
auizuthun" .* 

Die also über die Proposition Verhandelnden hatten aber 
nicht in ihrer Gesamtheit gleiche Interessen. Neben den 
adeligen Einsassen, die den adeligen Deputierten entsandten, 
und den Cölmern und Freien waren auch die Vertreter der 
zum Amt gehörigen kleinen Stände anwesend, um auch ihren 
Deputierten zu wählen^. Das ergab also in diesen* kleinen 
Tagungen eine Kurienbildung im Keim und getrennte Ver- 
handlungen, die bei widerstreitenden Interessen, so in un^ 
mittelbarer Nähe geführt, zuweilen recht lebhaft werden 
konnten. Bei der sehr mäfsig entwickelten Stadtkultur dieser 
Gemeinwesen jedoch und der wirtschaftlichen Abhängigkeit 
vom platten Lande kam es wohl zu solchen Interessengegen- 
sätzen nicht; wohl aber konnten hier die kleinen Städte leicht, 
wie 1688 geschah, von der Ritterschaft ins Schlepptau ge- 
nommen werden- 

Auch die Cölmer und Freien wurden „vermöge alter Ob- 
servanz" zu den Tagungen in den Ämtern zugelassen, um ihre 
Beschwerden den adeligen Deputierten zu tibergeben. So be- 
richtete der nach Königsberg entsandte Paul v. Fuchs 1690 
in einer Zusammenstellung der bezüglich der Cölmer und 
Freien geltenden Rechte ^, Sie, Cölmer und Freie, zählten also 
zu den nach den Ausschreiben der Regierung einzuberufenden 
„Einsassen" und wurden zuweilen in den Ausschreiben auch 
besonders bezeichnet. In den Verhandlungen selbst bildeten 
sie jedoch nur den Umstand; sie hatten keinen Einflufs auf 
die Formierung der Instruktion, durften dem gewählten Depu- 
tierten nur ihre Gravamina übergeben und waren dafür ver- 
pflichtet, mit für dessen Landtagszehrung aufzukommen^. Da 
sie durch Sonderauflagen beschwert waren, hatten sie reichlich 
Ursache zu gröfserer Beteiligung bei den Tagungen, auf denen 
sie numerisch zuweilen das Übergewicht hatten. Fanden sich 
adelige Einsassen nicht ein, und konnte infolgedessen ein 
adeliger Deputierter nicht gewählt werden, so wirkten sie in 
solcher Tagung lediglich demonstrativ ^ Das harte Verfahren, 
das Friedrich IIL gegen sie einschlug, da er in. ihrer Zu-. 
lassung das Streben, einen neuen Stand bilden zu wollen, ver- 
mutete*, verarilafste auch einige Hauptleute, die sich dem 
Kurfürsten besonders willfährig zeigen wollten, schroflFer gegen 



1 Bericht des Joh. G. v. Schlieben. — Tilse, 11. Juli 1689. — 
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2 Extrakt des Paul v. Pouchs. — ad Rel. vom 22. Mai 1690. — 
R. 6. B.B.B. 4. — Eigenhändig. 

3 Bericht des J. G. v. Schlieben. — Tilse. 11. Juli 1689. — 1. c. 
♦ Reskript an die Pr. 'Reg, — Sparenberg, 27. Nov. 1688 — Kön. 

Et. — Min. 87e. fol. 107—109. — Ausf. 
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sie in den Ämtern aufzutreten. So führte auf dem Landtage 
1689 der Deputierte von Riesenburg und Marienwerder, Georg 
Melchior v. Kospoth, Beschwerde darüber, es seien'die Cölmer 
des Amts gar nicht zur Konvokation berufen worden, was 
schnurstracks ihren Privilegien zuwiderlaufe^. Ahnliche 
Klagen kehren in der folgenden Zeit nicht wieder, besonders 
nachdem Fuchs dem Kurfürsten gegenüber ihre Rechte betont 
hatte. — So sehr sich nun die adeligen Deputierten ihre An- 
gelegenheiten zu eigen machten und ihre Beschwerden vor- 
brachten, so fanden doch wohl die Cölmer den Erfolg dieser 
Vertretung nicht genügend. Sie wandten sich deshalb in be- 
sonderen Anschreiben an die Oberstände und durch diese an 
den Kurfürsten, seltener nur in der Gesamtheit, meist in 
lokaler Begrenzung, als „die Cölmer der Amter Brandenburg, 
Balga und Preufsisch Eylau" ^ etc. 

So wurde also die Wahl des adeligen Deputierten nur 
von den adeligen Einsassen vollzogen. Sie fand statt, auch 
wenn dieselben nur in sehr geringer Zahl anwesend waren ^, 
nachdem man sich bezüglich der kurfürstlichen Forderungen 
geeinigt. Es war dies um so schwerer, je unbestimmter die- 
selben gehalten waren. Die Regierung forderte daher in 
Kenntnis des Brauchs vom Kurfürsten stets genaue Angaben *. 

Die Wahl selbst geschah per viritim coUecta suffragia^, 
nach Stimmenmehrheit®. Bei der Bedeutung, die sich die 
Deputierten auf den Landtagen zu geben wufsten, interessiert 
hier, nach welchen Gesichtspunkten man sie wählte; der zu 
Wählende durfte vor allem nicht in dem Verdacht höfischer 
Neigungen stehen. So kam es gleich bei der Wahl 1688 im 
Amte Rastenburg zu heftigem Streit. Der bisherige Depu- 
tierte des Amtes, Friedr. Wilhelm v. Lehndorf, war mit einer 
Deputation zur „Kondolenzbezeugung und Gratulierung" an 
den Hof geschickt worden. Man fürchtete nun im Kreise der 
Genossen, er sei den Interessen des Hofes zugänglich ge- 
worden, und wählte („in unordentlicher, tumultuarischer Wahl") 
zwei andere Deputierte, Christoph Sack und Venediger. Auf 
die Beschwerde Lehndorfs bei den Oberräten tadelten diese 
den Hauptmann des Amtes, dafs er nicht formaliter verfahren 



1 Gutachten derer von der Eitterschaft u. Adel. — Kön., praes. 
19. März 1689. — Kön. Ostpr. Fol. 725. No. 41 p. 409—418. 
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» Bericht des Andr. v. Troachke. — Lyck, 13. Juli 1689. — 
Kön. Et. - Min. 87e fol. 151, 152. — Eigenhändig. 

* Relation der Pr. Reg. wegen Determinierung der Willigung. — 
Kön., 5. Aug. 1688. — Kön. Et. — Min. 87* fol. 41, 42. — Konzept. 

^ Pr. Keg. an den Hauptmann zu Rastenburg. — Kön., 30. Aug. 
1688. — Kön. Et. -- Min. 87e. fol. 48. — Konzept. 

« Vertrauliche Mitteilung des Oberrats v. Kreytzen. — Kön., 
24. Dez. 1694. — 1. c. 
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sei, und forderten ihn auf, auch dem Lehndorf noch eine 
Instruktion erteilen zu lassen, da er doch infolge seines Auf- 
trages der Ritterschaft auf dem Landtage noch Relation er- 
statten müsse*. Diese Nachwahr fand nicht statt, und Lehn- 
dorf erschien weder auf diesem (1688) , noch auf einem der 
folgenden Landtage. . 



Fünfter Abschnitt. 

Die „Instruktion'' des Deputierten, Ihre Bedentnng. Der 

Kampf nm dieselbe. 

Es ist auf die Bedeutung hingewiesen worden, die die 
Regierung der Bestimmtheit der Forderungen in den Aus- 
schreiben beilegte. Sie handelte damit im Interesse der Stände 
— ' und des Kurfürsten. Nur wenn die Forderungen bestimmt 
waren, konnte auch die Willigung bestimmt ausgesprochen 
werden in der Instruktion, mit der der Deputierte versehen 
wurde. Ein Mangel darin, ein defectum mandati, wurde ihm 
zum Rechtsmittel, seine Demission zu verlangen und so die 
Landtagshandlung hinzuziehen. Daher die sorgfältige Fassung 
derselben neben der Wahl einer geeigneten Persönlichkeit der 
Kern der Amtstagung war. 

Im Princip war diese Bindung des Deputierten an die 
Instruktion der letzte Wall, hinter den sich ständischer Wider- 
stand flüchten konnte. Durch sie war der Deputierte nur das 
Werkzeug der „Hinterbliebenen". Fertigten sie ihn cum libera 
ab, so gaben sie sich damit bedingungslos in seine Hände, und 
die Landeshoheit hatte die Stände gewonnen, wenn es ihr 
gelang, die Deputierten zu überreden. Es war der Gang, den 
die Entwickelung nahm. Indem so der Schwerpunkt aller 
ständischen Handlung noch einmal mit der Entscheidung dieser 
Frage in die Ämter verlegt wurde, indem hier das ständische 
Leben und damit der Widerspruch aufhörte, durfte sich die 
Landeshoheit als Siegerin betrachten. Was nebenher ging 
und folgte, war nur ein Paktieren mit den Spitzen, mit den 
wenigen Persönlichkeiten, die, wenn ihnen auch der Boden, 
unter den Füfsen schwand , sich noch aufrecht zu halten 
suchten vor der andringenden Übermacht. 

Auf beiden Seiten war man sich vorerst der Bedeutung 
dieser Entscheidung bewufst. Man hielt am Anfang unserer 
Periode noch durchaus daran fest, dafs die Deputierten auf 
dem Landtage nicht ihre Meinung zu äufsern, sondern dort 
nur auszubringen hätten, was ihnen „von den Hinterbliebenen 



1 Pr. Reg. an den Hauptmann zu Rastenburg. — Kön., 30. Aug» 
1688. — Kön. Et. — Min. 87e. fol. 48. — Konzept. 
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in den Mund gelegt" worden sei^. Das eben stärkte ihren 
Widerstand 1689, dafs sie für ihre Person für denselben nicht 
verantwortlich seien. Das Risiko übertrug sich damit auf die 
Hinterbliebenen. Und die etwa sich persönlich willfährig zu 
zeigen geneigt waren, mufsten die in den ersten Jahren noch 
stattfindenden Relationen im Amt und die Vorwürfe ihrer 
Auftraggeber fürchten. Die Abschafiung der Relationen war 
also für die Landeshoheit ein weiteres Mittel zur Meisterung 
der Stände, in engster Verbindung stehend mit der Fprderung 
der Beauftragung der Deputierten cum Hbera. Den Übergang 
dazu bildete ein drittes, ein Gewaltmittel, das 1689 schon An- 
wendung fand, die Komplanation ^. Charakteristisch für das 
Verhältnis der Deputierten zu den Amtseinsassen ist der Be- 
richt der Regierung, sie habe gemerkt, es sei den Deputierten 
die Komplanation nicht unlieb, da sie so bei ihren Auftrag- 
gebern aller Verantwortung enthoben würden bezüglich der Über- 
schreitung der limites mandati^. Mit der dann in dem Aus- 
schreiben * geforderten Instruktion cum libera war man freilich 
vor der Hand noch nicht glücklich: nach jahrelangen Be- 
mühungen in dieser Richtung, die Stände an der Wurzel zu 
treffen^, mufete man sich noch begnügen, die Deputierten auf 
bestimmte Forderungen instruiert zu wünschen^. Immer wieder 
beriefen sich die Deputierten auf die gebundene Marschroute®. 
Die Vorsicht wuchs in dieser Beziehung auf beiden Seiten. 
Als 1694 wegen der Restzahlung von 23 gr. die Stimmung 
der Ritterschaft eine sehr gereizte war, riet die Regierung, 
entgegen ihrem früheren Bemühen, bestimmte Forderungen zu 
stellen, davon ab, diese Forderung in die Ausschreiben auf- 
zunehmen'^, in der Befürchtung, es möchten die Gemüter in 
den Ämtern dadurch „sehr allarmieret und schwierig gemacht" 
werden. Sie wollte die diesbezüglichen Ausschreiben erst, um 
doch der Form zu genügen, absenden, wenn die Deputierten 
bereits nach Königsberg abgereist seien. Sie täuschte sich in ihren 
Erwartungen und stiefs auf harten Widerspiuch, als der Gegen- 
stand zur Verhandlung kam. Und es spricht von einiger Regsam- 
keit in den Ämtern, wenn diese 1695 kurzerhand die Deputierten 
instruierten, sich nach Verlauf von sechs Wochen, für welche 
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Zeit ihnen die Zehrung gereicht worden war, nach Hause zu 
begeben, wenn auch der Landtag noch nicht zu Ende sei. 
Diese Stellungnahme, aus den Amtern kommend, erschien dem 
Kammerrat Küpner bedrohlich. Er hatte sie im geheimen von 
Major Groben, dem Deputierten von Riesenburg und Marien- 
werder, vernommen und berichtete sie sofort an Eb. v. Dan- 
ckelmann *. 

Inzwischen waren seit 1690 die offiziellen Relationen in 
den Ämtern eingestellt worden, und die Klagen darüber bilden 
fortan einen integrierenden Bestandteil der Bedenken und 
Oravamina^. Infolge dieser verminderten Gelegenheit zur 
Verantwortung mochte man es wohl seitens der Deputierten in 
den ruhigeren Jahren nach 1695 nicht mehr durchweg mit 
den Aufträgen so genau nehmen. Joh. Albr. v. Kreytzen 
konnte ihnen daher 1701 einwenden, dafs sie trotz mangelnder 
Instruktion dem Kronprinzen ein Donativ gewilligt hätten^. 
Das fortdauernde Bestehen auf dieser schrieb man daher wohl 
mehr dem Streben der Deputierten zu, sich dem Fürsten 
gegenüber zu salvieren, als der dahingehenden Bethätigung 
der Amtseinsassen. Zu jenem hatten die Deputierten umsomehr 
Veranlassung, als der Kurfürst 1695 eine namentliche Angabe 
der widerspenstigen Deputierten verlangt hatte*. Man suchte 
also den Deputierten auf andere Weise beizukommen. Wie 
schon Anfang 1701 ein dem Könige ergebener Einsasse der 
Ämter Preufsisch-Eylau und Bartenstein den Deputierten in 
Königsberg ersuchte, sich durch die ihm schriftlich eröflFnete 
Meinung der Amtseinsassen der fürstlichen Forderung günstig 
stimmen zu lassen*, so machte Ende des Jahres Gottfried 
v. Werner, Obersekretär in Königsberg, dem Könige den 
Vorschlag, die widersetzlichen Deputierten nicht, wie sie ver- 
langt, zu dimittieren, sondern ihnen durch einen extraordinären 
Konvokationstag in den Ämtern schriftlich Vollmacht erteilen 
zu lassen •. Die Mafsregel erwies sich als unnötig, aber schon 
diese Absicht läfst vermuten, dafs man von den Ämtern solche 
Vollmachten erwartet hatte, mit andern Worten, dafs die Ein- 
eassen sich fügen würden. So nimmt es denn nicht wunder, 
dafs die Deputierten 1704 auf einen ihnen gewährten „Hinter- 
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zug" ganz verzichten, mit der Begründung, es würde „doch 
nur ledig Stroh gedroschen"^, in Wahrheit aber wohl, weil 
sie sich eines Rückhaltes bei den Einsassen nicht mehr ver- 
sahen. Die völlige Einstellung der Tagungen erregte daher 
die Ämter nicht mehr: die Regierung konnte 1706 berichten, 
sie hätten dem an sie ergangenen Befehl (zur Kontinuation 
der vorigen Leistungen) „gehorcht" und die Notwendigkeit 
derselben „begriffen" ^. Es war still geworden in den Ämtern, 
das ständische Leben an seiner Wurzel abgestorben. 

Sechster Abschnitt. 
Zur Charakteristik der Deputierten. 

Die Stellung des Deputierten auf dem Landtage mit 
seinem gemessenen Auftragt brachte es mit sich, dafs es 
weniger bei ihm auf Geschicklichkeit und Gewandtheit im 
Reden, als auf Festigkeit des Charakters ankam, an der Ver- 
suche zur Überredung und Vernunftgründe abprallten. Gewifs 
sank damit das geistige Niveau der Korporation, und es ist 
verständlich, wenn schon 1694 G. Fr* v. Kreytzen, der Kanzler, 
in seiner „vertraulichen Mitteilung" klagt, wie man „rohe, un- 
erfahrene Leute" als Deputierte nach Königsberg sende, die 
nicht fähig seien, über die Wohlfahrt des Landes zu beraten^. 
Die „Beratung" durfte doch, nach ständischer Auffassung, 
füglich nicht weiter gehen, als festzustellen, wieweit des Kur- 
fürsten Forderungen sich mit der Instruktion vertrugen, und 
die „Unerfahrenheit" bezeichnet wohl weniger die Unkenntnis 
ständischen Brauchs, als die Schwierigkeit, mit diesen in die 
reine Opposition Gedrängten fertig zu werden. Der Mangel 
an Entgegenkommen wurde als Mangel an Lebensart empfunden. 
Die Regierung wurde daher 1695 angewiesen, mit dem nach 
Königsberg gesandten General v. Barfufs auch über diesen 
Punkt, die Qualität der Deputierten, zu beraten*. Es sollten 
nach des Kurfürsten Wunsch nur solche Deputierte gewählt 
werden, „die in dergleichen Handlungen geübt" und „mit 
Moderation, Konduite und Nachsinnen den Konsultationen 
beiwohnen" könnten, mit anderen Worten die Regierung sollte 
durch Beeinflussung der Wahlen schon für nachgiebigere De- 
putierte sorgen. Diejenigen aber von Adel, die so gesinnt 
waren, blieben in den Ämtern und zahlten, gingen aber nicht 
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nach Königsberg, um sich dann nach der Rückkehr von Mifs« 
lüutigen Vorwürfe machen zu lassen. 

Mit der Schwierigkeit der Stellung des Deputierten wuchs 
daher der Mangel des Angebots: Aus dem „Brack der 
Noblesse" mufste man sie 1701 nach Joh. Albr. v. Kreytzens 
Bericht nehmen^, und der noch 1706 für Wiedereinrichtung 
der Landtage plädierende Landrat Hans Albrecht v. Kainein 
meinte in seinem zu diesem Zwecke eingereichten „Entwürfe" ^, 
die unwürdige Behandlung der Ritterschaft habe es bewirkt, 
dafs niemand sich mehr deputieren lassen wollte, sodafs zuletzt 
nur junge und rüde Leute erschienen seien. Es gehörte Mut 
dazu, der durch ihre Diener so weit gefesteten Landeshoheit 
entgegentreten zu wollen. Die diesen Mut hatten — und es 
mochten wohl auch einige junge Leute darunter sein — , 
suchten ihre Stellung zu festigen, wie schon erwähnt, durch 
Übernahme mehrerer Ämter und sich dadurch Ansehen zu 
verschaflFen. Denn gewifs lockte auch das. Bot sich doch 
dadurch für solche — und Joh. Albr. v. Kreytzen verbreitet 
sich darüber ausführlich ^ — , die in ihren Wünschen am Hofe 
nicht reüssiert hatten, neben der Gelegenheit, diesem nun zu 
schaden, auch die Möglichkeit, ihrem anderweitig nicht be- 
friedigten Persönlichkeitsdrang Geltung zu verschaffen, indem 
sie auram populärem erlangten. Es stellten diese Deputierten 
den letzten kümmerlichen Rest jener einst so grofsen Schicht 
starker Individualitäten dar, wie er einst in diesem ständischen 
Organ sich repräsentiert hatte. 

Die Verzeichnisse der Deputierten, soweit sie hier ein- 
gesehen werden konnten, weisen keine grofse Mannigfaltigkeit 
der Persönlichkeiten auf. Nur 76 Personen wurden durch 
die 40 Amter in den 17 Jahren deputiert. Sie zeigen ferner, 
dafs man gern an erprobten Deputierten festhielt: in einigen 
Amtern kehrt derselbe Deputierte fast durch die ganze Periode 
wieder, so L. Eppinger in Balga, Chr. E. v. Reibitz in Preufs.- 
Mark, Dan. y. Schätzel in Sehesten, Chr. A. v. d. Trenck 
in Neuhausen und Labiau, Chr. A. v. Lesgewang in Inster- 
burg. Das oben angedeutete geringe Angebot dürfte sich damit 
bestätigen. Nicht so sehr die Behauptung Kreytzens, es seien 
zuletzt nur junge Leute erschienen: von den 19 Deputierten 
des letzten Jahres sind 11 langjährige Vertreter gewesen, 
einzelne durch die ganze Zeit; einzelne wieder sind solche, 
die nur auf dem ersten Landtage erschienen waren und erst 
auf dem letzten wieder die gelichteten Reihen füllen. Der 
Eindruck drängt sich auf: es fehlt an Jugend. Es ist die 
letzte Generation, die auf den Regierungswechsel 1688 noch 
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ihre Hoffnung gesetzt; bei deren Hinschwinden konnte sich 
eine jüngere Generation nicht mehr mit ständischen Idealeti 
füllen. 

Aus der Möglichkeit der Deputierung durch mehrere 
Ämter erhellt schon, dafs der Deputierte nicht im Amt ein- 
gesessen zu sein brauchte; jedenfalls finden sich Andeutungen 
eines festen Brauchtums in dieser Beziehung nicht. Auch 
hinderte die Beamtung an den höchsten Gerichtsbehörden 
nicht an der Deputierung: wiederholt finden sich unter den 
Deputierten Tribunals- und Hofgerichtsräte. Verstarb ein 
Deputierter vor oder während der Tagung, so mufste nach 
alter Observanz dessen Stelle frei bleiben für die betreffende 
Tagung. Als nach dem Tode des Deputierten für Schaacken, 
Rapp, 1694 Lesgewang dessen Stimme au sich gezogen hatte, 
nahm man dies beschwerdeführend in die „Bedenken" auf^. 

Siebenter Abschnitt. 
Die Zehrnng der Deputierten. 

Für die Zeit der Tagung werden die Deputierten von 
den Amtseinsassen mit Zehrung versehen, vom Adel sowohl 
wie von Cölmern und Freien. Es fehlt der zahlenmäfsige 
Belag, wie hoch sich dieselbe belief, ob ein fester Satz dafür 
ausgeworfen, oder ob es auf jedesmalige Vereinbarung ankam. 
Da auch die Reisekosten inbegriffen, drückte diese Last be- 
sonders die Einsassen der entfernteren Ämter , ein Grund 
mehr für diese, zuweilen auf einen besonderen Deputierten 
zu verzichten. Es ist charakteristisch für das Erlöschen des 
ständischen Sinnes in den Massen, dafs man in der Reichung 
der Zehrung bereits am Beginn unserer Periode säumig, blieb. 
Die Deputierten mufsten sich auf dem Landtage 1690 an die 
Regierung wegen der Vorenthaltung der Zehrung wenden, 
und die Regierung befahl den Hauptleuten, dieselbe kurzer- 
hand, wenn nötig mit Amtszwang, einzutreiben^. Nur in er- 
regter Zeit, wie 1695, steigerte sich mit dem ständischen 
Interesse und der Absicht, dem Kurfürsten Trotz zu bieten, 
auch die Willigkeit in der Bezahlung: die Deputierten er- 
hielten mit der Weisung, in 6 Wochen die Verhandlungen 
abzubrechen, auch die Zehrung für diese Zeit schon voraus®. 
Gewifs hatte die Erstattung der Kosten auf die Deputierten 
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wie ihnen besonders später so oft vorgeworfen wurde, die 
Wirkung, dafs sie an der Abkürzung der Verhandlungen kein 
besonderes Interesse hatten. Die Unregelmäfsigkeit in dieser 
Erstattung aber schwächt diesen Vorwurf merklich ab. 

Der Kurfiirst glaubte darin den Grund für die lange 
Dauer der Tagungen sehen zu müssen. Er glaubte ferner, 
die Kosten würden auch für die Deputierten durch die Ämter 
gedeckt, und er forderte deshalb aus den Ämtern durch die 
Regierung Bericht darüber*. Er wurde, erst nach längerer 
Zeit, unterrichtet, dafs der gröfste Teil der Zehrung, die von 
den Amtseinsassen zu zahlen wäre, noch anstehe und man 
Angaben darüber garnicht machen könne ^. Trotzdem drang 
er nun, unter dem richtigen Verwände, das Land zu soula- 
gieren, — schon früher hatte er geklagt, die Zehruug betrage 
fast mehr als die Willigung® — auf Innehaltung bestimmter 
Fristen bei der Tagung, nach deren Ablauf weitere Zehrung 
nicht gereicht werden sollte. Wie man jedoch im Geheimen 
Rat schon Vorsicht anempfahl bei solcher Mafsregel, so war 
man auch in der Durchführung der Vorschrift, 6 Wochen für 
den Landtag innezuhalten*, stets nachgiebig; die Deputierten 
zeigten sich auch in keiner Weise aufgeregt darüber. So 
blieb ihnen denn auch später der Vorwurf wegen der Zehrung 
die Verhandlungen hinzuziehen, und Joh. Albr. v. Kreytzen 
macht daher 1701 den Vorschlag, sie nur 4 Wochen tagen 
zu lassen, Erstattung der Kosten für weitere Zeit aber bei 
Strafe den Einsassen zu verbieten; dann würden die Depu- 
tierten „von selbst unsichtbar werden"*. Die Ersparung 
dieser Kosten wird dann auch unter den Gründen des Königs 
für eine mehrjährige Willigung aufgeführt*. 

Bei etwaiger Teilnahme an Kommissionen wie auch der 
Receptur der Gefälle in den Ämtern "^ wurden auch die Depu- 
tierten wie die Landräte noch besonders entschädigt. 

Auch in anderer Weise hatte die Zehrungsfrage der Depu- 
tierten deren Thätigkeit bei der Tagung beeinfiufst: die Un- 
regelmäfsigkeit der Kostenerstattung veranlafste sie, neben 
der Schwierigkeit, zu einem Entschlüsse zu kommen, dazu, 
oft Königsberg auch während der Tagung zu verlassen^. 
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Küpner hatte davon dem Kurfürsten berichtet, und dieser 
untersagte solche Unterbrechung der regelmäfsigen Thätigkeit, 
wieder mit dem Hinweis auf Verlust der Diäten. Die Depu- 
tierten fügten sich, und es erklärt sich so wohl auch, wie 
man im nächsten Jahre, 1695, den Beschlufs fassen konnte, 
mit 6 Wochen abzureisen, eine Fristsetzung, auf die aber nuü 
der Kurfürst keinen Wert mehr zu legen schien. 

Achter Abschnitt. 
Die „Relation" der Deputierten nach beendeter Tagung. 

Durch die Frage der Kostentragung wurde auch ein 
weiterer Teil der sich in den Amtern vollziehenden Vorgänge 
beeinflufst: die Relation, der in anderem Zusammenhange 
bereits gedacht wurde ^. Sie fand nach dem Schlufs des 
Landtages statt. Durch Ausschreiben in alle Ämter teilte die 
Regierung dem Hauptmann das Resultat der Tagung, vor 
allem Quantum und Modus der Willigung mit, erklärte sich 
im Namen des Kurfürsten damit einverstanden und beauftragte 
den Hauptmann, zu einem bestimmten Termin die Einsassen 
ins Amt zu berufen und ihnen vom Deputierten Bericht er- 
statten zu lassen^. Erst damit waren die ständischen Hand- 
lungen beendigt und wurde die Willigung für- die Einsassen 
verbindlich. 

Aber nicht eigentlich um den Bericht handelte es sich 
dabei, als einer blofsen Mitteilung: die zur Entgegennahme 
Versammelten kontrollierten, wie der Deputierte ihren Auftrag 
ausgeführt habe. Die Relation war das rechtliche Schutz- 
mittel der Einsassen gegen die Willkür des Deputierten, 
bezw. gegen dessen Nachgiebigkeit. Formell bildete also die 
Relation den notwendigen Abschlufs. Indem man diesen Ab- 
schlufs nicht ermöglichte, bot sich erst die Möglichkeit zu 
weiterer Beeinflussung der Deputierten. Man unterliefs also 
1690 die Einberufung zur Relation. Die Bedenken der folgen- 
den Jahre erbitten zwar dieselbe wiederholt, lassen aber kaum 
erkennen, dafs die Einsassen in den Ämtern selbst über dies 
Abbröckeln ihrer Rechte erzürnt waren: sie dürften dazu in 
noch geringerer Zahl erschienen sein, als zu den eigentlichen 
Konvokationen. Mehr w^r den Deputierten selbst daran ge- 
legen, die sich dadurch salvierten. Erst 1696 wurde ihnen 
darauf ein kurfürstlicher Bescheid. Natürlich nicht der obige 
Grund, sondern die Kosten, die ihm und dem Lande dadurch 
verursacht würden, wurden angegeben. Dem einen Zweck, 
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der Berichterstattung, sollte dadurch genügt werden^ dafs der 
Hauptmann den Einsassen schriftlichen Bericht von der 
Willigung gab; die Kontrolle aber könne geübt werden bei 
der nächsten Aintskonvokation ^. 

Diese letztere Eontrolle genügte den Deputierten nicht^ 
und ihr weiteres Verhalten zeigt, wie sie, ohne dafs auch sie 
viel Worte machten, den Kern der Sache nicht aus den Augen 
liefsen. Sie boten 1699 an, die geringen Kosten, die bisner 
der Kurfürst getragen, selbst aufzubringen^. Trotz der mit 
diesem Hinweis erfolgenden Befürwortung seitens der Re- 
gierung^ unterblieb die Relation. Nun erklärten sich die 
Deputierten bereit, auf dieselbe zu verzichten; nur baten sie, 
es möge den Deputierten befohlen werden, schriftlichen Bericht 
ins Amt von den Verhandlungen zu senden, der dann vom 
Hauptmann den Einsassen zugestellt werden solle ^, immer 
noch in der Absicht, durch solchen Befehl eine rechtliche 
Kontrolle der Ausführung der Instruktion zu ermöglichen 
und die auf die Aufhebung derselben gerichteten Bestrebungen 
des Fürsten zu neutralisieren. — Mit der Lösung der Haupt- 
frage nach 1704 entschied sich auch diese Theilfrage. 

Neunter Abschnitt. 
Die Gesamtheit der Deputierten als Organ und dessen Leitung. 

Mit der Relation in den Ämtern, oder bei deren Wegfall 
mit der einfachen Entlassung und der Endigung der Landtags- 
handlung hörte die Thätigkeit der Deputierten in der Haupte 
Sache auf; das Kollegium derer von Ritterschaft und Adel 
war dann aufgelöst. Nur bei der Tagung selbst trat es als 
geschlossene Einheit, als Organ auf. Es mufste zur Stärkung 
dieses Organs beitragen, wenn es recht oft zusammentreten 
konnte, wenn recht oft Landtage gehalten wurden. Die fast 
regelmäfsige Wiederkehr derselben im Zeitraum von 1688 bis 
1704 hat es nicht zum wenigsten bewirkt, dafs dieses die 
Spitzen der Ritterschaft zusammenfassende Organ noch einmal 
eine Ahnung seiner alten Macht empfand und diese noch mit 
einigem Erfolge geltend zu machen wufste in einer Zeit, in 
der in der breiten Masse der Standesgenossen der ständische 
Geist mehr und mehr entschlummerte. Trat auch in diesem 
Kollegium der ständische Geist keineswegs mehr in der alten 
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Reinheit auf, hatte sich auch das Blickfeld verengt auf die 
ivirtschaftlichen Interessen des Tages, mit Dahingabe alles 
dessen, was den Kern des Kampfes mit der Landeshoheit 
einst gebildet hatte: die scharfe Scheidung zwischen diesen 
ihren Interessen und denen des Landesherrn , in dem man 
immer noch den privatrechtlichen Gegner empfand, hielt ihre 
Reihen zusammen, umsomehr als ihnen bei der intensiveren 
Betonung dieser Interessen ein zweiter, nun gleich gefährlich 
erscheinender Gegner erwuchs in den Städten, besonders den 
Städten Königsberg. 

Diese scharfe Scheidung, rechtlich gestützt durch die die 
Deputierten persönlich sicherstellende Form der Instruktion^ 
hielt bis in die letzten Tage das Organ zusammen, dessen 
äufsere Fügung nur locker war. In der Interessengemein- 
schaft und der rechtlichen Gebundenheit seiner Glieder lag 
seine Kraft. Der äufsere Rahmen war einfach und, ein Glück 
für die Glieder des Organs, innerhalb desselben wenig Spiel- 
raum für Rang- und andere innere Streitigkeiten, die hier 
nur die Ausnahme bilden. 

Es setzte sich zum Beginn jedes Landtages einen Land- 
marschall. Ehe derselbe erwählt war, führte der jedesmalige 
Deputierte des Amtes Brandenburg das Präsidium im Kolle- 
gium. Ein Konflikt erhob sich, als 1691 dieser Brauch nicht 
beachtet wurde : Chr. E. Freiherr v. Kittlitz fühlte sich zurück- 
gesetzt und empfand es auch schmerzlich, dafs der erwählte 
Landmarschall Abel v. Tettau seine Ratschläge für die Leitung 
nicht in Anspruch nahm. Auf seine an den Landratsdirektor 
und die Landräte gerichtete Beschwerde darüber wurde die 
Angelegenheit verglichen ^. 

Dem Landmarschall als Leiter der Verhandlungen stan- 
den 2 Adjunkten zur Seite. Als, die Wahl der letzteren dem 
Kurfiirsten durch den Ständen Übelgesinnte, vermutlich aus 
der Kriegskammer, berichtet wurde, erhob dieser sofort Ein- 
spruch, in der Meinung, darin eine Neuerung und einen Ver- 
such zu weiterem Ausbau der ständischen Organisation sehen 
zu müssen^. Die Ritterschaft beeilte sich, nachzuweisen, wie 
sie nur die alte Observanz innegehalten^. Ihre und der 
Oberräte Darlegungen beruhigten den Kurfürsten, der, wie 
Privatberichte aus Berlin an Einzelne aus der Ritterschaft 
besagten, über die angebliche Neuerung sehr erzürnt war*. 
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Die ihn beraten, hatten solche formelle Mafsnahmen über- 
schätzt, benutzten auch wohl jede sich bietende Gelegenheit, 
um die ihre eigene Thätigkeit erschwerende freundliche 
Stellungnahme des Kurfürsten den Ständen gegenüber un-> 
möglich zu machen. 

Die Darlegungen der Deputierten und der Oberräte unter- 
richten näher über diese Formalien. — Der Landmarschall; 
wurde jedesmal abwechselnd aus einem der drei Kreise ge- 
wählt — das Verzeichnis zeigt die im allgemeinen erfolgte 
Innehaltung — ; die beiden dabei ausfallenden Kreise stellten 
die beiden Adjunkten. Sie sollten ihn im Behinderungsfalle 
vertreten, auch wohl in den Verhandlungen für ihn ein- 
greifen; denn „nicht jedem sei das donum proferendi ver- 
liehen" ^. 

Der Landmarschall hatte dann nur, was der Ritterschaft 
beliebte, als Auftrag der Deputierten zusammenzufassen im 
„Bedenken". Im übrigen hatten er und die Adjunkten durch 
ihr Amt im Kollegium keine höhere Wertung vor den anderen 
Deputierten. Das erklärt auch den Umstand, dafs, wie es 
scheint, nie von der Landeshoheit auch nur der Versuch 
gemacht worden ist, durch Beeinflussung des Landmarschalls 
Einflufs auf dieses Kollegium zu gewinnen. Er stand als ver- 
handelndes Organ in demselben Verhältnis zu den Depu- 
tierten, wie diese zu den Amtseinsassen, gebunden und ge- 
schützt durch den erteilten Auftrag. 

Zehnter Abschnitt. 
Vergleich mit dem Kollegium der Landräte. 

In seiner ganzen Organisation erscheint so dies Kolle- 
gium, mit den Landräten verglichen, als Stand par excellence, 
und demgemäfs auch in seiner Position zur Landeshoheit. 
Mit der Berufung durch den Fürsten und der Doppelstellung, 
als Beamte und Stände zugleich zu wirken, war im Landrats- 
kollegium der Konflikt bei der geringsten Verschiebung der 
Machtverhältnisse gegeben; er mufste sofort in der Persön- 
lichkeit selbst zum Austrag kommen, die keinen Schutz fand 
in einer ständischen Institution, wie sie den Deputierten in 
der Instruktion gegeben war. Jene waren als Persönlich- 
keiten ohne weiteres zu fassen, diese nicht so als Vertreter 
der Institution selbst Jene fielen daher bald, nach kurzem 
Kampfe, und soweit sie noch aufrecht blieben, gelang ihnen 
dies nur durch Anlehnung an diese, mit denen sie formell 
die „Oberstände" bilden; der Kampf mit der Ritterschaft 
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entschied sich erst durch die Aufhebung der Institution selbst. 
Durch diese Aufhebung wurden auch die durch sie bisher 
gestützten Persönlichkeiten haltlos und sanken in der längst 
resignierten Masse unter. " Ein in der Institution gebotener 
Widerstand bis zum Schlufs hatte ihre Beziehungen zum 
Sieger, dem absoluten Fürstentum, durchschnitten, während 
jenen doch die Möglichkeit blieb, Brücken in die Zukunft zu 
schlagen und sich der neuen Zeit mehr oder weniger einzu- 
fügen. 



Drittes Kapitel. 

Die Städte. 



Den dritten Stand bildeten die Städte, einst in ihrer 
Blüte so einflufsreich und im Vollbesitz ihrer Hoheitsrechte 
so mächtig auf den Landtagen, jetzt nach Grundlage und 
Geschlossenheit ihrer Organisation teilnehmend an dem all- 
gemeinen ständischen Verfall, ja zum Teil darin den beiden 
anderen Ständen vorauseilend. Wesentlich von letzteren ver- 
schieden ist ihre Grundlage. Nicht der Grundbesitz und die 
darauf beruhende Grundherrlichkeit begründen die Standschaft; 
wirtschaftlich differenzierte Gemeinwesen sind die die Glieder 
ihres Organs Beauftragenden. Solange diese Gemeinwesen 
durch Handel wohlhabend, durch eigene Gerichtsbarkeit und 
eigenes Militär politisch mächtig waren, war ihr Organ von 
nicht zu unterscnätzender Bedeutung gewesen für die Stellung 
der Stände der Landeshoheit gegenüber. Nun sie politisch 
machtlos und kurzsichtig in ihren wirtschaftlichen Interessen 
geworden, sinkt ihre ständische Bedeutung weit unter die 
ihrer ständischen Genossen. Sie geht einem Teil ihres Kolle- 
giums fast völlig verloren, als durch die Verengung auf die 
wirtschaftlichen Interessen des Tages sich in dieser Kurie eine 
Spaltung vollzieht: Die Separation der Städte Königsberg 
1681 hatte die kleinen Städte preisgegeben^. 

Diese letzteren Gemeinwesen, in ihrem städtischen Charakter 
weniger entwickelt , zumeist aus Mälzenbräuem und Acker- 
bürgern bestehend, hatten mit dieser Trennung Königsbergs 
von ihnen als ständischem Organ allen Halt verloren. Halb 
Stadt, halb Land, waren sie wirtschaftlich nicht nur von dem 
letzteren abhängig, sondern auch in ihrer Organisation, in 



1 Vgl. oben S. 7. 
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ihrem Wahlmechanismus der Beeinflussung desselben aus- 
gesetzt. Als Wahl-, als beauftragende Einheiten waren sie 
denen des Adels eingefügt. Die Anschreiben der Oberräte 
in die 40 Ämter zur Konvokation in denselben beauftragten 
die Hauptleute, an diesen auch die in die Ämter einbezogenen 
47 Städte teilnehmen zu lassen^. Formal stellten sie hier 
eine Kurie im kleinen dar, nicht sowohl beratend, als nur 
beauftragend. Denn, darin von den übrigen Amtseinsassen 
verschieden, die aus den Städten im Amt Erscheinenden 
waren selbst bereits gebunden durch die Beratungen, die 
zwischen Rat und Gewerken schon vorausgegangen sein 
mufsten^. Beamtete der Städte zumeist, Bürgermeister und 
Stadtschreiber, gehen aus solchen Wahlen als Deputierte her- 
vor, Männer also, die, wie sie den höchsten Einflufs in ihrem 
Gemeinwesen hatten und geneigt waren, dasselbe mehr zu 
dirigieren, als sich an dessen Instruktion gebunden zu glauben, 
auch höheren Einflüssen gegenüber leicht zugänglich waren ^. 
Jedenfalls waren sie mit den Persönlichkeiten nicht zu ver- 
gleichen, die die Ritterschaft doch noch ins Feld fuhren 
konnte. 

Die Kleinheit der Gemeinwesen und der mit der Aus- 
bildung eines strengen Fremdenrechts sinkende Wohlstand 
erlaubte nur wenigen Städten, noch einen besonderen Depu- 
tierten zu entsenden: Friedrich Ungefug, der Bürgermeister 
von Bartenstein, vertritt 1689 aufser B. noch Fischhausen, 
Preufsisch-Eylau , Creutzburg, Marggrabowa und Lötzen, also 
Städte aus allen Teilen des Landes, Andr. Rosa Wehlau, 
Alienburg, Labiau und Lyck, Dr. Oltho Holland, Morungen 
und Mühlhausen*. Die Beeinflussung so weniger — sie be- 
zeichnen ihre Aufträge als „Vollmachten" — konnte nicht 
mehr schwer sein. 

Die Mittellosigkeit, vor allem das geringe Interesse an 
der ständischen Verhandlung bekunden sich auch in der 
geringen Teilnahme an derselben. Nur 6 Städte sind auf 
dem Landtage 1690 vertreten^. Und die gröfsten Schwierig- 
keiten, bereitet die Einziehung der 5 Thlr., die diese An- 
wesenden für jede Stadt gewilligt haben, um als Deputierte 
die kleinen Städte beim Empfange des Kurfürsten gebührend 



1 Ausschreiben in die Ämter. — 1689. — Kön. Et. — Min. 87e. 
fol. 8-9. 

2 Bitten derer von kleinen Städten. - 1690. — Kön. Et. — Min. 
87d. fol. 112, 113. — Ausf. 

^ Gesuch annexo protestatione einiger Deputieiten von kleinen 
Städten. — Kön., praes. 4. Juli 1689. — Kön. Et. — Min. 87e. fol. 133, 
134 - Ausf. 

♦ Gesuch annexo protestatione einiger Dep. von kl. St. — 1. c. 

^ Memorial der anwesenden Deputierten von kl. St. — Kön., praes. 
11. März 1690. — Kön. Et. - Min. 87d. fol. 153, 154. ~ Ausf 
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vertreten und diesem entgegengehen zu können^. Trotz des 
Aussehreibens der Regierung in dieser Angelegenheit sind 
dem nach 3 Wochen erst 7 Städte nachgekommen^. Aufs 
neue ergehen die Ausschreiben, dieser Pflicht nicht nur nach- 
zukommen, sondern auch ihren Deputierten die Zehrung zu 
schicken und alte Reste an Landtagssporieln zu begleichen: 
35 Städte sind mit solchen noch im Rückstände^. 

Es ist erklärlich, dafs bei diesen kläglichen Verhältnissen 
die Deputierten der Städte ein Spielball wurden in den Händen 
derer, die sie zu beeinflussen verstanden, der Ritterschaft und 
der kurfürstlichen Beamten, ersterer bei der Konvokatiou im 
Amt, letzterer in Königsberg selbst. 

Von einer festen Fügung des Organs der kleinen Städte 
auf dem Landtage selbst, das geleitet wurde vom jedesmaligen 
Deputierten von Bartenstein, konnte so keine Rede mehr sein. 
Die ganze Ohnmacht desselben trat klar zu Tage in dem 
Kampfe der kleinen Städte mit der Kriegskammer bei der 
Wiedereinführung der Accise 1689, der daher unter diesem 
Gesichtspunkt hier zu betrachten ist. 

Wie die Kriegskammer im Kampfe mit den Oberräten, 
die das Interesse der Oberstände dabei vertraten, die Ein- 
führung der Accise bei den kleinen Städten 1687 durchgesetzt 
hatte, so war sie auch nach der Abkehr der Städte von der- 
selben 1688 wieder in diesem Sinne thätig. Es gelang ihr, 
im Juni 1689 die wenigen Anwesenden von kleinen Städten 
zu gewinnen. Der Deputierte von Bartenstein und die grofse 
Mehrzahl waren abwesend, anwesend nur die Deputierten von 
Rastenburg, Friedland, Schippenbeil, Marienwerder, Saalfeld, 
Domnau und Insterburg*. Der Umstand, dafs Rastenburg, 
wohl infolge seines reichen Hufenbesitzes, durch die Ein- 
führung der Accise grofsen Vorteil hatte — seine Accise trug 
im Juli 1689 36 Thlr., und es hätte nach der Hufensteuer 
im Monat 150 Thlr. beigetragen — , erleichterte die Über- 
redung, und unter seiner Führung überreichten die Depu- 
tierten dieser 7 Städte, während die übrigen Stände nach 
Überreichung der Bedenken bereits entlassen waren ^, nach 
kurzer Beratung die WilHgung der Accise, mit einem Regle^ 
ment , das ihnen die Kriegskammer vermutlich selbst nach 



1 Bitten der kl. St. — Kön., praes. 17. Febr. 1690. — Kön. Et. — 
Min. 87d. fol. 112, 113. — Ausf. 

^ Memorial der anwesenden Depntierten von kl. St. — Ron., praes. 
11. März 1690. - Kön. Et. — Min. 87d. fol. 153, 154. — Ausf. 

8 Ausschreiben an die kl. St. — Kön., 14. März 1690. — Kön. Er. 
~ Min. 87d. fol. 155—157. - Konzept. 

* Gesuch annexo protestatione einiger Deputierten von kl. St. — 
Kön. praes., 4. Juli 1689. — 1. c. 

6 Relation der Pr. Reg. — Kön., 5. Sept. 1689. — Kön. Et. — Min. 
87e. fol. 209, 210. — Konzept. 

Bergmann. 5 
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dem Muster der vorjährigen Accise entworfen^. Vier oder 
fUnf Stadtschreiber, meinte später die damit nicht zufriedene 
Regierung, seien es gewesen*. Bald nach dem Wiederzu- 
sammentritt der Stände protestierte dagegen der Bürgermeister 
Ungefug von Bartenstein, im Namen von 15 Städten, schliefs- 
lieb eine Hubensteuer mit den Oberständen willigend^. Der 
Konflikt im Kollegium setzte sich fort durch eine Protestatio 
solemnissima jener gegen diese unrechtmäfsige Willigung ^, 
die, wie ein darauf folgendes Memorial**, nicht durch die Re- 
gierung, sondern dem Kurfürsten direkt zuging*. Dieser 
stellte sich, obgleich er das Ungewöhnliche des Vorgehens 
zugab, doch natürlich auf die Seite Rastenburgs etc. Er be- 
tonte, dafs auch durch jene wenigen das ganze Corpus der 
kleinen Städte repräsentiert worden sei*^. Da schliefslich 20 
Städte sich für die Accise erklärt hatten, Ungefug aber nur 
15 vertrat, so hatte der Kurfürst Recht mit seinem Tadel 
gegen die Regierung, dafs sie nicht auf die meisten Vota ge- 
sehen habe*. 

In formloser Weise ward man so der kleinen Städte Herr, 
und formlos blieb auch das weitere Auftreten derselben. Schon 
ihre andauernd geringe Deputiertenzahl konnte Eindruck auf 
dem Land tage nicht mehr machen. Wie 1689 bereits eine 
ganze Zahl von Städten in dem Kampfe um die Accise gar 
keine Stellung genommen hatte, so konnte 1693 eine über die 
Accise gewilligte Summe voin 2000 Thlr. revoziert werden, 
da diese Willigung nur durch 2 Deputierte geschehen sei, die 
kein Kollegium bilden könnten ^. Was wollte es sagen, wenn 
sich in den Bedenken die kleineu Städte regelmäfsig über 
ungewilligte Auflagen beklagten, wenn sie betonten, dafs sie 
mit den Oberständen „in paritate jurium et privilegiorum" 
stünden, wenn sie dagegen protestierten, dafs man sie nicht 
zur Beratung des neuen Landrechts gezogen habe^: durch 



1 Derer von kl. St. Willigung; mit Beilage: Accise-Reglement. — 
Kön., praes. 23. Juni 1789. — Kön. Et — Mm. 87«. fol. 108—115. — 
Ausf. 

« Relation der Pr. Rm^ — Kön., 5. Sept. 1689. — Kön. Et — 
Min. 87e. fol. 209, 210. — Konzept 

8 Erklärung derer von kl. Städten. — Kön., 30. Juli 1689. — Kön. 
Ostpr. Fol. 725. No. 73 p. 820-828. 

*' Protestatio soUemnissima der Deputierten von Rastenburg etc. — 
ad Reskr. vom 17. Aug. 1698. — Kön. Et — Min. 87e. fol. 189—192. 

— Ausf. 

^ Memorial der Städte. — ad Reskript vom 19. Aug. 1689. — 
Kön» Et — Min. 87e. fol. 201—204. — AusfT 
* Reskr. vom 19. Aug. 1689. — 1. c. 
•^ Relation der Pr. Reg. — Kön., 24. Dez. 1693. — R. 6. B.B.B. 4. 

— Ausf. 

« Erachten des Standes von Städten. — Kön. , 5. Juli 1694. — R. 6. 
B.B.B. 4. — Ausf. 
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ihr Organ vermochten sie dem auf dem Landtage keinen 
Nachdruck zu geben. 

Ihm fehlte die Einheit, die die rechtliche Gebundenheit 
an den Auftrag auch schwankenden Gliedern der Ritterschaft 
verlieh. Ihm fehlte der ständische Geist, sich als Korporation 
zu fühlen. Ihm fehlten vor allem die Persönlichkeiten, die 
im Landrat und in der Ritterschaft sich Geltung zu verschaffen 
wufsten und ein miehr oder weniger erfolgreiches Unterhandeln 
der Landeshoheit geboten erscheinen ließen. 

Von einer planmälsigen Beeinflussung im landeshoheit- 
lichen Sinne ist daher auch, nachdem man die kleinen Städte 
durch diese Accise wirtschaftlich gebunden, in der ganzen 
Folgezeit keine Rede mehr. Im Kampfe um die Landeshoheit 
waren sie längst bedeutunffslos. An dem Verlaufe des wirt- 
schaftlichen Kampfes zwischen Stadt und Land hatten diese 
Zwitterwesen ein nicht weit genug gehendes Interesse. Sie 
überlielsen ihn ganz den kräftigeren Genossen ihrer Kurie^ 
den Städten Königsberg. — 

Diese letzteren, bestehend aus der Altstadt, dem Kneiphof 
und Löbenicht, finden ihre Vertretung auf dem Landtage — 
und nur dies kommt für uns hier in Betracht — durch die 
Bürgermeister der 3 Städte. Ihr Wortführer ist der der Alt- 
stadt, in unserer Zeit v. Derschau. Ihren Auftrag erhielten 
sie von der gesamten Bürgerschaft*. Unter deren Kontrolle 
standen sie in ihrem Auitreten auf den Landtagen. Die 
Sonderstellung, die die Städte Königsberg in der ganzen Zeit 
einnahmen, war ihnen besonders gesichert durch die Be- 
günstigung seitens des Fürsten im Kampf gegen die Ober- 
stände. In ihrer Stellung zum Fürsten tritt erst am Ende 
unserer Periode ein Wandel ein. — 



^ LydiciüB, Notitiae Ducatos Pmssiae (1677). Cap. lY p. 143. 



[Vorstehende Arbeit ist ein Teil einer gröfseren Abhandlung, 
die unter gleichem Titel in den „Staats- und socialwissen- 
schaftlichen Forschungen", herausgegeben von G. Schmoller, 
Bd. XIX, Heft 1, erscheint.] 
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Geboren am 6. Januar 1865 zu Freystadt in Schlesien 
als Sohn des Mühlenbesitzers Gustav Bergmann daselbst, 
erhielt ich den ersten Unterricht auf der Mittelschule meiner 
Vaterstadt Ich wurde dann für das Lehramt vorbereitet auf! 
dem Lehrerseminar zu Reichenbach O.-L. und legte die er- 
forderlichen Prüfungen 1885 und 1887 daselbst ab. Während 
der Zeit meiner Lehrthätigkeit an den städtischen Schulen zu 
Breslau, an der Mittelschule zu Forst i. L. und an der Charlotten- 
schule zu Potsdam, sowie nach längerem Aufenthält in Genf| 
und Paris unterzog ich mich den Prüfungen für das Lehramt 
an Mittelschulen in Französisch, Englisch, Deutsch, Geschichte, 
Geographie, sowie für das Rektorat an Volks-, Mittel- und| 
Höheren Mädchenschulen (in Latein, Französisch, Englisch). 
Nach weiterer Ausbildung in Latein und Griechisch besuchte 
ich 1896 — 1901 Vorlesungen an den Universitäten Berlin und 
Heidelberg in Philosophie, Geschichte und Staatswissenschaften. 
Ich hörte die Herren Professoren Dilthey, Breysig, Delbrück, 
Dessau, v. Domaszewski, Hirschfeld, Jellinek, v. Kaufinann, 
Koser, Lenz, v. Martitz, Meitzen, Scheffer-Boichorst, Schmoller, 
Rathgen, Rehme, v, Wenckstern, v. Wilamowitz-MöUendorf | 
und arbeitete in den Seminaren der Herren Professoren 
Breysig, Dietrich Schäfer, Schmoller, Rathgen, Scheffer-Boichorst. 
Allen diesen Herren sage ich an dieser Stelle meinen pflicht- 
schuldigen Dank. 
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